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Einleitung 

Der Deutsche Bundestag fordert seit einigen Jahren frak- 
tionsübergreifend eine stärkere einheitliche Werbung um 
ausländische Investitionen. 1 ' Die Bundesregierung wurde 
dabei aufgefordert, gegenüber dem Parlament über ihre 
konzeptionellen Vorstellungen und erreichten Fortschritte 
kontinuierlich zu berichten. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie des Deut- 
schen Bundestages hat die von der Bundesregierung zur 
Verstärkung des Standortmarketings zwischenzeitlich 
eingeleiteten Maßnahmen begrüßt und die Bundesregie- 
rung aufgefordert, diese Maßnahmen fortzuführen und zu 
verstärken. 2 ) 

Für die parlamentarischen Beratungen des Bundestages 
zum Bundeshaushalt 2001 und zur Finanzplanung bis 
2004 (zweite Jahreshälfte 2000) wurde ein Perspektivpa- 
pier zur künftigen Ausgestaltung des Standortmarketings 
angefordert, das hiermit vorgelegt wird. 


(1) Zusammenfassung und Ausblick 

Vor dem Hintergrund der fortschreitenden Globalisierung 
und dem sich verschärfenden Wettbewerb um interna- 
tionale Investitionen sieht die Bundesregierung in 
einer wirksamen Standortwerbung zur Gewinnung aus- 
ländischer Investoren für Deutschland eine wichtige wirt- 
schaftspolitische Aufgabe. Zusätzliche ausländische In- 
vestitionen führen zu mehr Wachstum, Beschäftigung und 
Innovation. Sie sichern den Standort, Arbeitsplätze und 
den damit verbundenen Wohlstand. 

Die Ansiedlung von Investoren ist in Deutschland grund- 
sätzlich Angelegenheit der Länder, Regionen und Kom- 
munen. Aber auch der Bund hat eine wichtige Rolle inne, 
nämlich bei der Werbung für den Gesamtstandort, als ein- 
heitliche Anlaufstelle für Erstkontakte bei allgemeinen 
Anfragen potenzieller Investoren sowie bei der Vermitt- 
lung zusätzlicher Investitionsinteressenten an die Bundes- 
länder. Der Bund kann hiermit die Aktivitäten der Bun- 
desländer und ihrer Wirtschaftsforderungsgesellschaften 
im gesamtwirtschaftlichen Interesse wirkungsvoll unter- 
stützen. Die Bundesländer selbst haben eine Ausweitung 
der Rolle des Bundes bei der länderiibergreifenden Stand- 
ortwerbung gefordert. 

Die Bundeskompetenz in diesem Bereich wird auch vom 
Bundesrechnungshof anerkannt und unterstützt. 

Das BMWi nimmt die wirtschaftspolitische Konzeption 
der Standortwerbung unter Einbindung weiterer betroffe- 
ner Bundesressorts - Auswärtiges Amt (AA) mit den Aus- 
landsvertretungen, Presse- und Informationsamt der Bun- 
desregierung (BPA) - in Federführung wahr. Es nutzt da- 
bei für seine Aktivitäten die Funktion des im Jahr 1998 
berufenen „Beauftragten für Auslandsinvestitionen in 
Deutschland“, Herrn Hilmar Köpper, und des ihm zuar- 
beitenden Büros. 


') Vergleiche Entschließung des Deutschen Bundestages vom 8. Mai 1 998. 

2 ) Vergleiche Sitzung des Ausschusses am 1. Dezember 1998. 


Eine Koordinierung erfolgt zudem mit den Wirtschafts- 
ministerien der Bundesländer, den regionalen Wirt- 
schaftsforderungsinstitutionen, dem Industrial Investment 
Council (IIC), das seit Ende 1996 mit der Gewinnung aus- 
ländischer Direktinvestoren für die neuen Bundesländer 
und Berlin beauftragt ist, den Auslandshandelskammern 
sowie Einrichtungen der Wirtschaft. Die Abstimmung 
zwischen allen Beteiligten ist in letzter Zeit weiter inten- 
siviert worden. 

Erste Anlaufstelle auf Bundesebene für Auslandsinvesto- 
ren ist - seit der Übertragung der entsprechenden Aufga- 
ben vom früheren „Zentrum für Auslandsinvestitionen im 
BMWi“ (ZfA) zu Jahresbeginn 2000 - der Beauftragte für 
Auslandsinvestitionen und dessen Büro in Berlin. Der Be- 
auftragte nimmt mit seinem Büro die operativen Aufga- 
ben des Standortmarketings wahr. 

Mit der Bündelung der operativen Aufgaben der Stand- 
ortwerbung beim Büro des Beauftragten für Auslandsin- 
vestitionen wurde ein wichtiger Schritt mit dem Ziel 
einer einheitlichen, länderiibergreifenden Anlaufstelle für 
Auslandsinvestoren in Deutschland getan. Im internatio- 
nalen Wettbewerb um Standorte ist eine derartige Anlauf- 
stelle notwendig. Deutschland hat im internationalen 
Vergleich diesbezüglich Nachholbedarf. Unsere ausländi- 
schen Konkurrenten, darunter auch föderal strukturierte 
Länder, haben entsprechende zentrale Institutionen viel- 
fach bereits seit Jahrzehnten, die mitunter große Ansied- 
lungserfolge erreicht haben. 

In Deutschland soll es in Übereinstimmung mit den Bun- 
desländern aufgrund seiner ausgeprägten föderalen Struk- 
tur und der grundsätzlichen Zuständigkeit der Länder für 
die Standortwerbung nur eine kleine, schlanke, zentrale 
Anlaufstelle mit klar definierten Aufgaben geben. 

Gegenwärtig geht es u. a. darum, die Schnittstelle zwi- 
schen den Aufgaben des Bundes und der Länder, die wei- 
terhin die konkrete Akquisitionsarbeit leisten müssen, 
noch genauer zu definieren sowie alle Beteiligten, wie die 
Auslandshandelskammern und die Auslandsvertretungen, 
noch effektiver in die Standortwerbung einzubinden. 
Auch die Zusammenarbeit mit dem Industrial Investment 
Council (IIC) soll weiter verbessert werden. Dies gilt ins- 
besondere, sofern das IIC über 2001 hinaus verlängert 
wird. Bei den in diesen Zusammenhängen anstehenden 
Verhandlungen sowie zur Erreichung des wichtigen Ziels 
einer intensiven gegenseitigen Information und guten Ab- 
stimmung aller Beteiligten, die auch der Bundesrech- 
nungshof in seinen Prüfungsmitteilungen einfordert, wird 
das BMWi eine koordinierende Rolle wahrnehmen. 

Zu einer professionellen und serviceorientierten Standort- 
werbung durch eine kleine Anlaufstelle auf Bundesebene 
gehört eine angemessene Finanzausstattung. 

Die von der Bundesregierung für das Haushaltsjahr 2001 
und im Rahmen der Finanzplanung bis 2004 für die Stand- 
ortwerbung jeweils vorgesehenen 4 Mio. DM jährlich 
werden gegenwärtig als ausreichend angesehen, um ein 
gewisses Maß an Branchenkompetenz aufzubauen und 
die Wahrnehmung erforderlicher grundlegender Marke- 
tingaktionen in einer einheitlichen Anlaufstelle wirt- 
schaftlich sinnvoll voranzubringen. 
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Im Vergleich mit unseren europäischen Konkurrenzlän- 
dern - dort bestehen zentrale Anlaufstellen zum Teil be- 
reits seit den 70er-Jahren - stellt diese Finanzausstattung 
für die zentrale Standortwerbung allerdings den weitaus 
niedrigsten Betrag dar (siehe Punkt 2i ). Eine für Deutsch- 
land kleinere Stelle mit niedrigeren Ressourcen ist auf- 
grund der stark föderalen Struktur Deutschlands vertret- 
bar. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass gegenwärtig 
in Deutschland neben dem Beauftragten für Auslands- 
investitionen mit dem IIC eine weitere Institution 
mit ähnlicher Funktion existiert (Finanzausstattung: 
ca. 11 Mio. DM p.a.) 

Investoren erwarten heute international einen professio- 
nellen Service im Vorfeld von Unternehmensansiedlun- 
gen, und dies speziell in einer wichtigen Wirtschaftsna- 
tion wie Deutschland. Auch Deutschland braucht eine 
qualitativ angemessene erste Anlaufstelle. Für die Qua- 
lität der zu leistenden Information an potenzielle Investo- 
ren bedarf es außerdem einer hinreichenden Branchen- 
kompetenz der Anlaufstelle. 

Mit wachsendem Bekanntheitsgrad und zunehmender In- 
anspruchnahme des Büros des Beauftragten für Auslands- 
investitionen, z. B. infolge des zum Jahreswechsel 
2000/2001 geplanten, wesentlich verbesserten Bund-/Län- 
der-lnternetauftritts (http://www.invest-in-germany.de) zu 
den Vorteilen des Investitionsstandorts Deutschland mit 
interaktiven Elementen und die damit verbundene Mög- 
lichkeit zur personalisierten Kontaktaufnahme mit dem 
Büro des Beauftragten sowie durch gezielte Investoren- 
veranstaltungen und Werbeaktionen im Ausland, dürften 
auf mittlere Sicht die derzeitigen Ansätze für die Perso- 
nal- und Finanzplanung der einheitlichen Anlaufstelle 
nicht mehr ausreichend sein, um eine angemessene Bera- 
tungsqualität zu sichern und eine kritische Menge an Ak- 
tivitäten international wettbewerbsfähig durchführen zu 
können. 

Dies gilt auch vor dem Hintergrund der Erwartungen der 
Beteiligten (u. a. der Länder) an das Büro des Beauftrag- 
ten für Auslandsinvestitionen zur direkten und indirekten 
Gewinnung zusätzlicher Investitionen sowie des weiter 
zunehmenden internationalen Standortwettbewerbs. In- 
ternationale Investitionen sollten nicht wegen eines im 
Ausland ungleich besseren zentralen Services für Aus- 
landsinvestoren an Deutschland vorbeifließen. 

Die Funktion des Beauftragten für Auslandsinvestitionen 
als herausragender Repräsentant für Auslandsinvestoren, 
der mit hoher Reputation aus der Wirtschaft kommt, hat 
sich bewährt. Sie soll beibehalten werden. Wenn Herr 
Köpper zu einer Verlängerung seiner Tätigkeit als Beauf- 
tragter für Auslandsinvestitionen bereit ist, soll sein Ver- 
trag mit dem BMWi über den 30. Juni 2001 hinaus ver- 
längert werden. 

Das Industrial Investment Council (IIC) wird voraus- 
sichtlich auch über Ende 2001 hinaus bis zum Jahr 2004 
weiterhin für die Gewinnung ausländischer Investoren 
speziell für die neuen Bundesländer tätig sein, sofern sich 
Bund und Länder über die noch offenen Finanzierungs- 
und Beteiligungsfragen verständigen. Es arbeitet dabei 


eng mit den Wirtschaftsförderungsgesellschaften der neu- 
en Bundesländer und dem mit der allgemeinen Standort- 
werbung für Deutschland beauftragten Büro des Beauf- 
tragten für Auslandsinvestitionen zusammen. 

Die Bundesregierung wird rechtzeitig bis zu den parla- 
mentarischen Haushaltsberatungen für den Bundeshaus- 
halt 2002 (Herbst 2001) gemeinsam mit den Ländern 
prüfen, ob die Bundesländer bereit sind, sich bei wach- 
sendem Finanzbedarf der zentralen Anlaufstelle und zu- 
nehmendem Nutzen für die Bundesländer an der Anlauf- 
stelle mittelfristig finanziell zu beteiligen. Das BMWi 
wird hier eine entsprechende Aufforderung des Bundes- 
rechnungshofs aufgreifen und den Deutschen Bundestag 
über die Ergebnisse dieser Verhandlungen rechtzeitig in 
Kenntnis setzen. 


(2) Im Einzelnen 

(a) Ziele einer einheitlichen Standortwerbung 
auf Bundesebene 

- Erhöhung der Zahl ausländischer Direktinvestitionen 
(Unternehmensgründungen und -erweiterungen); 

- Wirksame und kraftvolle Präsentation einer starken, 
einheitlichen Dachmarke „Deutschland“ („brand“) 
als wachstumsträchtiger Wirtschafts- und Investiti- 
onsstandort; 

- Branchenspezifische, professionelle Ansprache po- 
tenzieller Investoren unter der Dachmarke „Deutsch- 
land“; 

- Vermittlung von Investitionsinteressenten an die 
Bundesländer, die für die konkrete lnvestorenansied- 
lung zuständig sind (Scharnierfunktion); 

- Einbindung aller Beteiligten: Büro des Beauftragten 
für Auslandsinvestitionen, Bundesländer, Auswärti- 
ges Amt/Auslandsvertretungen, BPA, Auslandshan- 
delskammern, Industrial Investment Council (IIC) 
u. a. 


(b) Ausgangslage 

- Die Statistik der Zuflüsse ausländischer Direktinves- 
titionen nach Deutschland hat sich aufgrund größerer 
Unternehmensübernahmen und anderer Finanztrans- 
aktionen in letzter Zeit erheblich verbessert; der Zu- 
fluss „echter“ Neugründungs- und Erweiterungsin- 
vestitionen aus dem Ausland nach Deutschland ist 
indessen noch immer zu gering, um die Chancen bes- 
ser zu nutzen, die sich aus ausländischen Direkt- 
investitionen für wirtschaftliches Wachstum, neue 
Arbeitsplätze und technischen Fortschritt ergeben. 

- Ausländische Investoren werden heute von unseren 
Nachbarländern in einem Maße umworben, dass 
selbst zugunsten der Standorte, die von den Rahmen- 
bedingungen her ohnehin sehr attraktiv sind, große 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 14/4240 


Anstrengungen unternommen werden, zusätzliche 
Investoren zu gewinnen und zu halten. Unter ande- 
rem Großbritannien, Frankreich, Niederlande, Irland 
und Schweden haben bereits vor Jahrzehnten zen- 
trale, professionell arbeitende Organisationen einge- 
richtet, die sich mit einem über die PR-Arbeit hi- 
nausgehenden besonderen Know-how serviceorien- 
tiert um ausländische Unternehmen bemühen und 
entsprechende Ergebnisse vorweisen können. Ob- 
wohl in diesen Ländern auch die Regionen im Be- 
reich Investorenansiedlung aktiv sind, ist jeweils eine 
leistungsfähige Zentrale damit beauftragt, den Inves- 
tor zunächst an den Gesamtstandort heranzuführen. 
„Invest in Britain Bureau“ z. B. beschäftigt in der 
Zentrale in London rund 60 und in 35 Niederlassun- 
gen gut 80 weitere Mitarbeiter; das Budget hierfür 
beträgt rund 60 Millionen DM (ohne Personalkosten 
der Auslandsmitarbeiter); die dabei erzielten Ansied- 
lungserfolge sind beachtlich (weitere Details: siehe 
Punkt 2. i). 

- ln Deutschland ist die Ansiedlung konkreter Investo- 
renprojekte Aufgabe der Länder. Dennoch fordern 
auch die Länder eine Ausweitung der Rolle des Bun- 
des bei der länderiibergreifenden Standortwerbung. 
Erfahrungen böten hier die Aktivitäten des Beauf- 
tragten für Auslandsinvestitionen sowie von IIC, so 
der Beschluss der Länderwirtschaftsminister. 

- Mit der Übernahme der bisher vom ZfA wahrgenom- 
menen Aufgaben der Standortwerbung für Gesamt- 
deutschland durch das Büro des Beauftragten für Aus- 
landsinvestitionen sind die operativen Aufgaben des 
Standortmarketings für Gesamtdeutschland auf Bun- 
desebene erstmalig gebündelt. Der Beauftragte, Herr 
Köpper, hat einen Vertrag mit dem BMWi bis zum 
30. Juni 2001, der verlängert werden soll. Sein Büro 
beschäftigt derzeit neun Mitarbeiter, der Etat für das 
laufende Haushaltsjahr 2000 beträgt 4 Mio. DM 
(siehe Anlage 1). Das Büro ist in Form einer GmbH 
organisiert, deren Alleingesellschafter Herr Köpper 
ist. 

- Parallel hierzu besteht zur Gewinnung von Auslands- 
investoren für den Bereich der neuen Bundesländer 
das IIC. Es beschäftigt bei einem Jahresetat von 
ca. 11 Mio. DM gegenwärtig 32 Mitarbeiter in der 
Zentrale in Berlin sowie in zwei kleineren Repräsen- 
tanzen in London und New York (Einzelheiten zu 
IIC: siehe unter Punkt ,,2.e“). 

- Auch die deutschen Auslandsvertretungen und Aus- 
landshandelskammem haben ihre Bereitschaft er- 
klärt, eine stärkere Rolle bei der Standort- und Inves- 
torenwerbung zu übernehmen und die Bedeutung 
eines länderiibergreifenden Standortmarketings un- 
terstrichen. 


(c) Aktivitäten und grundsätzliche Positionen 
des BMWi im Bereich der Standortwerbung 

- Das BMWi hat mit der Übertragung der operativen 
Aufgaben der Standortwerbung auf das Büro des Be- 


auftragten für Auslandsinvestitionen eine einheitli- 
che länderiibergreifende zentrale Anlaufstelle für 
Auslandsinvestoren geschaffen. 

Die Aufgaben der zentralen Anlaufstelle bestehen 
aus Sicht des BMWi vor allem in der allgemei- 
nen Standortwerbung, in der Entwicklung und 
wirkungsvollen Präsentation der Dachmarke 
„Deutschland“ (Veranstaltungen, Werbung, Internet- 
auftritt, u. a.), in der zielgruppenspezifischen Wer- 
bung bei hochrangigen Entscheidungsträgern auch 
an den Unternehmensstandorten vor Ort selbst, um 
konkretes Interesse für den Wirtschafts- und Investi- 
tionsstandort Deutschland zu wecken, in der geziel- 
ten, fachkundigen Ansprache und Information poten- 
zieller Investoren aus interessanten Branchen, in der 
Funktion einer ersten Anlaufstelle zur Erteilung von 
allgemeinen Erstinformationen an mögliche Investo- 
ren aus dem Ausland sowie in der „Türöffner-“ und 
Mittlerfunktion für die Länder zur Vermittlung zu- 
sätzlicher Interessenten. 

Für potenzielle ausländische Investoren ist Transpa- 
renz über unsere komplexen deutschen Strukturen 
unerlässlich. Hier sind Verbesserungen dringend not- 
wendig. Investoren aus dem Ausland sollen wissen, 
an wen sie sich wenden können, d. h. an das Büro des 
Beauftragten für Auslandsinvestitionen als erste An- 
laufstelle. Es soll diesbezüglich geworben werden. 
Es ist im Übrigen die Aufgabe u. a. der Auslandsver- 
tretungen sowie der Auslandshandelskammern, vor 
Ort entsprechende Erstkontakte zum Büro von Herrn 
Köpper herzustellen. 

Die Einbindung der vorhandenen Netze der Aus- 
landshandelskammern und Auslandsvertretungen 
in ein Gesamtkonzept der Standortwerbung für 
Deutschland ist unverzichtbar. Sie müssen optimal 
genutzt werden, zumal das Büro des Beauftragten, 
abgesehen von einigen wenigen Repräsentanten in 
den USA, kein eigenes Netzwerk im Ausland auf- 
bauen wird. 

Das BMWi hat mithin auch nach Übertragung der 
operativen Aufgaben der Standortwerbung auf das 
Büro des Beauftragten für Auslandsinvestitionen 
weiterhin eine wichtige wirtschaftspolitische Auf- 
gabe bei der Standortwerbung inne. Auf eine effek- 
tive Zusammenarbeit der zahlreichen Beteiligten 
(Büro des Beauftragten, Länder, gegebenenfalls IIC, 
AAJ Auslandsvertretungen, Auslandshandelskammem, 
BPA etc.) ist speziell auch vom BMWi hinzuwirken, 
im Einzelfall wird immer wieder Koordinierungsbe- 
darfbestehen. Die Struktur und Aufgabenzuordnung 
muss im Ausland verständlich und nachvollziehbar 
sein. Die effektive und wirtschaftliche Verwendung 
der eingesetzten Haushaltsmittel ist sicherzustellen 
(Bewertung der Zielgenauigkeit und Effizienz der er- 
griffenen Maßnahmen). Die Bundesländer fordern 
eine Begleitung durch den Bund immer wieder ein 
(Wirtschaftsministerkonferenzen, Bund-Länder-Aus- 
schuss Außenwirtschaft, Kreis der Wirtschaftsförde- 
rungsgesellschaften der Länder). Das BMWi steht 


Drucksache 14/4240 


-6- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


der zentralen Stelle weiterhin mit Ergebnissen der ei- 
genen Arbeit unterstützend zur Verfügung. Die poli- 
tische Leitung des BMWi wird im Rahmen ihrer 
zahlreichen internationalen Kontakte wie bisher auch 
künftig mit Nachdruck für den Wirtschafts- und In- 
vestitionsstandort Deutschland werben. 

- Das BMWi wird auf eine gute Verzahnung zwischen 
dem Büro des Beauftragten und dem IIC hinwirken. 
Das gilt insbesondere, sofern das IIC über den 
31. Dezember 2001 verlängert wird. Deshalb soll ein 
direkter regelmäßiger Informationsaustausch zwi- 
schen IIC und dem Büro des Beauftragten - unter 
BMWi-Beteiligung - künftig gewährleisten, dass 
Synergien besser ausgenutzt, Aktivitäten und Ter- 
mine abgestimmt und mögliche Überschneidungen 
vermieden werden. Das IIC soll sich in seiner 
Außendarstellung aus Sicht des BMWi künftig stär- 
ker auf die Standortvorteile der neuen Bundesländer 
gegenüber den anderen europäischen Konkurrenz- 
ländern (im Gegensatz zu den alten Bundesländern) 
konzentrieren, um der Außenwerbung für Deutsch- 
land als Ganzes besser zu nutzen. 

- Das BMWi wird daraufhinwirken, dass die Schnitt- 
stelle zwischen Beauftragtem für Auslandsinvestitio- 
nen und Länder bei der Aufgabe der Standort- und In- 
vestorenwerbung auch förmlich festgelegt wird. Es 
wird die Beteiligten zu Gesprächen hierüber einla- 
den. Ein erster BMWi-Vorschlag für eine Schnittstel- 
len-Definition wurde erarbeitet (Anlage 2). Die 
Schnittstelle soll - anders als bei der Tätigkeit von 
IIC in den neuen Ländern - bereits vor dem Stadium 
der konkreten Projektarbeit zur Investorenansiedlung 
enden. Nur so kann auch die notwendige Zustim- 
mung aller 16 Bundesländer sichergestellt werden. 

- Zu prüfen sein wird mit den Ländern die Frage, ob 
diese gegebenenfalls bereit sind, sich am Standort- 
marketing für Gesamtdeutschland finanziell zu betei- 
ligen (wie etwa im Bereich des Tourismus; vgl. 
oben). Das BMWi wird hierüber zu Gesprächen ein- 
laden. 


(d) Zur Tätigkeit des Büros des Beauftragten 
für Auslandsinvestitionen 

- Herr Köpper ist seit 1998 mit großem Erfolg für den 
Bundesminister für Wirtschaft und Technologie als 
„Beauftragter für Auslandsinvestitionen in Deutsch- 
land“ tätig. Der laufende Vertrag mit dem BMWi en- 
det am 30. Juni 2001. Er sollte seine aus Sicht von 
Unternehmen, Parlament und Bundesregierung un- 
verzichtbare Funktion als hochrangiger Beauftragter 
für Auslandsinvestitionen auch über Mitte 200 1 hi- 
naus weiter wahrnehmen. 

- Nach Übernahme der Funktionen des früheren ZfA 
zu Beginn des Jahres 2000 hat das Büro des Beauf- 
tragten für Auslandsinvestitionen im Wesentlichen 
drei Funktionen: Sie ist eine so genannte Betriebs- 
GmbH für den Beauftragten für Auslandsinvestitio- 


nen im engeren Sinne, erste länderübergreifende An- 
laufstelle für Auslandsinvestoren und für die allge- 
meine Werbung für den Wirtschafts- und Investiti- 
onsstandort Deutschland zuständig. 

- Der Beauftragte für Auslandsinvestitionen hat über 
seine Tätigkeit einen Bericht sowie seine konzeptio- 
nellen Überlegungen für die künftige Standortwer- 
bung vorgelegt (siehe Anlagen 3 und 4). 

- Das Büro sieht seine Aufgaben in der allgemeinen 
Standortwerbung (Dachmarke „Deutschland“) und 
der „Türöffner-“ und Mittlerfunktion für die Länder. 
Die konkrete Projektakquisition bleibt im Einverneh- 
men mit den Bundesländern ausschließlich Aufgabe 
der Länder und Kommunen. 

- Investitionsinteressenten werden zum frühestmögli- 
chen Zeitpunkt an die Länder weitervermittelt. 

- „Vor Ort“-Aktivitäten in den Herkunftsländern po- 
tenzieller Investoren werden flexibel organisiert, 
unter Einbindung vorhandener Netze im Ausland 
wie Auslandsvertretungen und Auslandshandelskam- 
mern. 

- Branchenexpertise, wie IIC (30 Mitarbeiter, gegen- 
über den derzeit neun Mitarbeitern im Büro des Be- 
auftragten) und die Institutionen in Konkurrenzlän- 
dern sie besitzen, konnte das Büro des Beauftragten 
(mit den ihm bisher zur Verfügung stehenden Mit- 
teln) nur sehr begrenzt aufbauen. Dieser Aufbau von 
Branchenkompetenz sollte in Zukunft in Abhängig- 
keit von der Finanzausstattung weiterentwickelt wer- 
den. 

- Das Büro des Beauftragten legt ebenso wie das 
BMWi Wert darauf, dass dieses einen strategischen 
Schwerpunkt bei neuen, wachstumsträchtigen Berei- 
chen, wie Telekommunikation/Medien, IT, E-Com- 
merce, Biotechnologie, Luft- und Raumfahrt, Phar- 
mazeutik, Medizintechnik und Dienstleistungen, 
setzt, mithin bei Branchen der „New Economy“ un- 
ter Berücksichtigung u.a. der in Deutschland vor- 
handenen Forschungs- und Entwicklungskapazitäten 
in Wirtschaft und Wissenschaft, und sich gleichzeitig 
auf wichtige OECD-Länder konzentriert. Dabei gilt 
das Interesse durchaus auch kleineren Erstinvestitio- 
nen, speziell von kleinen und mittleren Unternehmen 
mit Wachstumschancen, durch welche diese Unter- 
nehmen gegebenenfalls sukzessive an unseren Stand- 
ort herangeführt werden können. 

- Spätestens dann, wenn Herr Köpper aus seiner Funk- 
tion als Beauftragter für Auslandsinvestitionen aus- 
scheidet, wird die Bundesregierung über den zukünf- 
tigen Zuschnitt seines Büros, der derzeitigen Ge- 
sellschaft zur Unterstützung des Beauftragten für 
Auslandsinvestitionen mbH, entscheiden. 


(e) Zur Funktion und zu den Aktivitäten des IIC 

- Zur Gewinnung ausländischer Investoren ausschließ- 

lich in den neuen Bundesländern haben der Bund und 
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die neuen Bundesländer 1996 das Industrial Invest- 
ment Council (IIC) gegründet. Das IIC soll zur Stär- 
kung des wirtschaftlichen Aufbaus in den neuen Bun- 
desländern die Bemühungen der Wirtschaftsförde - 
rungsgesellschaften der neuen Bundesländer und 
des für den Wirtschafts- und Investitionsstandort 
Deutschland insgesamt werbenden Büros des Beauf- 
tragten für Auslandsinvestitionen zur Gewinnung 
ausländischer Investoren für Ostdeutschland ergän- 
zen. Diese Aufgabe ist wichtig, da die neuen 
Bundesländer bisher einen wesentlich kleineren In- 
dustriesektor aufweisen als z. B. die alten Bundes- 
länder. Die Finanzierung des IIC, dessen Tätigkeits- 
dauer nach einer ersten Verlängerung bis jetzt bis 
zum 3 1 . Dezember 200 1 vorgesehen war, erfolgt bis 
zu diesem Zeitpunkt 2001 aus dem ehemaligen Par- 
teienvermögen der DDR; der Bund ist am Gesell- 
schaftskapital mit 30 % beteiligt. 

- Kontrollorgan des IIC ist ein Aufsichtsrat, in dem alle 
neuen Bundesländer und Berlin durch ihre Wirt- 
schaftsminister und den Wirtschaftssenator Berlins, 
hochrangige Wirtschaftsvertreter und der Bund 
(Staatsminister Schwanitz) vertreten sind. Der IIC 
lässt sich zudem durch einen Fachbeirat beraten, dem 
Vertreter der Wirtschaftsforderungsgesellschaften 
der neuen Bundesländer und Berlin und des BMWi 
angehören. 

- Aufgabe des IIC ist es, potenzielle Investoren welt- 
weit zu identifizieren, sie für die Einbeziehung Ost- 
deutschlands in die Standortauswahl zu gewinnen 
und durch fachliche Zuarbeiten im Entscheidungs- 
prozess zu einer positiven Investitionsentscheidung 
zu führen. Dabei konzentriert man sich auf besonders 
zukunftsträchtige Bereiche wie Informations- und 
Kommunikationstechnik, Chemie und Biotechnolo- 
gie, Dienstleistungen und Automobilzulieferungen. 
Das Projektmanagement liegt in den Händen größ- 
tenteils industrieerfahrener Mitarbeiter und wird 
durch eine Reihe von Senior-Beratern (ehemaligen 
Vorständen) unterstützt. Im Vorfeld der konkreten 
Projektakquisition betreibt das IIC allgemeines 
Standortmarketing für die neuen Bundesländer. Mit 
diesem doppelten Ansatz konnte das IIC inzwischen 
beachtliche Ansiedlungserfolge erzielen. Einzelhei- 
ten zu den Aktivitäten von IIC sind dem Tätigkeits- 
bericht des IIC zu entnehmen (Anlage 5). 

- Die neuen Bundesländer (mit Ausnahme bisher von 
Mecklenburg- Vorpommern) haben deshalb grund- 
sätzlich beschlossen, das IIC über den 31. Dezember 
2001 hinaus zu verlängern. Sie machen jedoch zur 
Bedingung, dass sich der Bund an der Finanzierung 
des IIC beteiligt. Der Bundeskanzler hat Ende Mai 
2000 den Ländern für die Weiterführung des IIC eine 
30%ige Beteiligung des Bundes an den laufenden 
Betriebskosten angeboten. Die Länder prüfen derzeit 
das Angebot des Bundes. Eine Antwort hierzu steht 
noch aus. 

- Da der Vorschlag zur IlC-Verlängerung von den 
meisten neuen Ländern selbst kommt, ist damit zu 


rechnen, dass das IIC seine Tätigkeit bis Ende 2004 
fortsetzt. 


(f) Aktivitäten des Auswärtigen Amtes sowie 
seiner Auslandsvertretungen im Bereich 
der Standortwerbung 

Das Auswärtige Amt wirkt an der konzeptionellen Fort- 
entwicklung des Instrumentariums zur Standort- und In- 
vestorenwerbung mit. Die deutschen Auslandsvertretun- 
gen unterstützen die Auslandsaktivitäten des Bundes und 
der Länder. 

- Die Auslandsvertretungen berichten bereits in einem 
frühen Stadium über geplante Auslandsinvestitionen 
von Unternehmen aus ihren Gastländern. Die Infor- 
mationen gehen an das Büro des Beauftragten, das 
IIC und gegebenenfalls direkt an die Länder. 

- Sie weisen frühzeitig auf Konferenzen und mögliche 
Veranstaltungen im Ausland hin, die sich für die 
Standort- und Investorenwerbung eignen könnten. 
Sie schlagen auch selbstständig konkrete Maßnah- 
men vor (wie zuletzt das erfolgreiche Investitions- 
seminar im Mai 2000 in Stockholm, gemeinsam mit 
der Auslandshandelskammer). 

- Die Auslandsvertretungen unterstützen die Veran- 
staltungen des Beauftragten für Auslandsinvestitio- 
nen in Deutschland und des IIC im Gastland. Die Lei- 
ter der Vertretungen sind angehalten, solchen Veran- 
staltungen möglichst persönlich Beistand zu leisten 
(z. B. Kontakte vermitteln, Räumlichkeiten zur Ver- 
fügung zu stellen, anwesend zu sein usw.), um das 
Gewicht der amtlichen Vertretung Deutschlands ein- 
zubringen. Gleiche Unterstützung gewähren die Aus- 
landsvertretungen auch den Delegationen der Bun- 
desländer zur Investorenwerbung. 

- Erfolgreiche Standort- und Investorenwerbung kann 
nur durch einheitliches Auftreten im Ausland gelin- 
gen. Die Auslandsvertretungen sind daher gehalten, 
die vielfältigen Aktivitäten des Bundes und insbe- 
sondere der Länder zu koordinieren. Besonderes Ge- 
wicht legen sie dabei auf eine enge Abstimmung mit 
den deutschen Auslandshandelskammern im Gast- 
land. 

- Werbemaßnahmen sind stärker als bisher auf die spe- 
zifischen Bedürfnisse des jeweiligen Landes abzu- 
stimmen. Auf Initiative des Auswärtigen Amtes 
wurden daher in Japan und den USA Arbeitskreise 
gegründet, die Vorschläge dazu erarbeiten und insbe- 
sondere die Koordinierung und den gleichen Wis- 
sensstand der Beteiligten vor Ort sicherstellen. 

- Das Auswärtige Amt führt für die Mitarbeiter der 
Wirtschaftsdienste an den Auslandsvertretungen re- 
gelmäßig Weiterbildungsveranstaltungen, Seminare 
und gezielte Schulungsveranstaltungen durch, um 
die Kompetenz für eine effektive Standort- und In- 
vestorenwerbung vor Ort weiter zu erhöhen. 
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(g) Aktivitäten des Presse- und Informations- 
amtes der Bundesregierung (BPA) im Be- 
reich der Standortwerbung 

Das BPA setzt im Rahmen der Politischen Öffentlich- 
keitsarbeit Ausland eine Vielzahl von Produkten und 
Maßnahmen ein, um den Wirtschafts- und auch den Wis- 
senschaftsstandort Deutschland im Ausland besser zu ver- 
markten. 

Die Öffentlichkeitsarbeit für das Ausland konzentriert 
sich auf Multiplikatoren, vor allem Journalisten. 

An Produkten und Maßnahmen sind im Einzelnen sind zu 
nennen: 


a) Printmedien 

- Auslandszeitschrift „Deutschland“ (sechs Ausgaben 
jährlich, 15 Sprachfassungen, ca. 500 000 Auflage). 

Die Ausgabe 5/99 widmete sich schwerpunktmäßig dem 
Thema „Investieren in den neuen Bundesländern“. 

ln den Ausgaben des Jahrgangs 2000 werden eine ganze 
Reihe wirtschaftlicher Themenstellungen behandelt, wie 
z. B. E-Commerce, Zukunft der Arbeit, Informations- und 
Kommunikationstechnologien. 

In der Ausgabe 1/2000 wurde als Schwerpunktthema der 
Wirtschaftsstandort neue Länder beschrieben. 

Die Ausgabe 2/2000 war als Schwerpunktheft der EXPO 
2000 mit ihren vielfältigen Facetten, auch wirtschaftlicher 
Art, gewidmet. 

- Handbuch „Tatsachen über Deutschland“ 

(15 Sprachfassungen, Erscheinungsweise: bislang jähr- 
lich) 

Dem Thema „Industrie bzw. Investitionsstandort“ werden 
im Handbuch neun Seiten gewidmet. 

- Tischkalender 

Jährlich erhalten die Auslandsvertretungen zu Kontakt- 
pflegezwecken den BPA-Tischkalender (Auflage 2001: 
ca. 180 000 Exemplare). 

Die Ausgabe 2000 widmete sich schwerpunktmäßig dem 
Thema „EXPO 2000“. Das Thema „Wirtschaftsstandort“ 
wird stets mitberücksichtigt. 

- Sonderteil 

Ein deutschlandbezogener Sonderteil der Ausgabe 1/2000 
des US-Magazins „LEADERS“ zum Thema „Investing in 
Gennany“ mit Beiträgen des Bundeskanzlers, des Bun- 
deswirtschaftsministers, des Beauftragten der Bundesre- 
gierung für Auslandsinvestitionen und mehrerer Wirt- 
schaftsführer wurde von BPA finanziell unterstützt. 


b) Audiovisuelle Medien 

Im Rahmen des monatlichen TV-Magazins „Deutsch- 
landspiegel“ (weltweit in sieben Sprachfassungen vertrie- 


ben) behandelt wenigstens ein Beitrag das Thema „Wirt- 
schaftsstandort Deutschland“. 

Aus der Produktionsplanung 2000 sind zu nennen: 

- „Deutschland als Medienstandort“ 

- „EXPO 2000 - Eröffnung“ 

- „Firma Intershop - weltweiter Erfolg eines Software- 
Herstellers aus Jena“ 

- „Forschung an Max-Planck-Instituten“ 

- „Fraunhofer Gesellschaft“ 

- „Initiative D 21“ 

- „Schuhe machen Mode: Firma Birkenstock“ 

- „Chancen für die Welternährung: Biosimulatoren der 
Firma Elorisan“ 

- „Medienstandort Köln" 

- „Wasserkraftanlagen aus dem Schwarzwald für die 
3. Welt: Firma Volk AG“ 

c) Internet 

Das Intemetangebot der Bundesregierung (http://www.bun- 
desregierung.de oder http://www.government.de) und die 
Internet- Websites der größeren deutschen Botschaften im 
Ausland sind mit dem Bund-/Länder-Internetangebot für 
ausländische Investoren (http://www.invest-in-germany.de) 
verlinkt. 

Im Rahmen des vom BPA finanzierten Internet- Auftritts 
des Deutschen Pavillons auf der EXPO wurden u. a. Links 
zu www.invest-in-germany.de, zur Homepage des Beauf- 
tragten für Auslandsinvestitionen und zur Deutschen Zen- 
trale für Tourismus e.V. eingerichtet. 

d) Besucherprogramm der Bundesregierung 

Mit rd. 1 500 Teilnehmern jährlich ist das Besucherpro- 
gramm der Bundesregierung nach Einschätzung der Aus- 
landsvertretungen das wichtigste Instrument im Rahmen 
der Politischen Öffentlichkeitsarbeit Ausland. Das Pro- 
gramm sieht Einzel-, Gruppen- und so genannte Themen- 
reisen vor. 1999 waren von insgesamt 24 Themenreisen 
fünf dem Thema „Wirtschaftsstandort Deutschland“ 
(Wirtschaft, Forschung und Technologie, Arbeitswelt, 
Bildungssysteme, EXPO 2000) gewidmet. 

Im Jahre 2000 sind wichtige Themen der Reisen des Be- 
sucherprogramms u. a. die EXPO 2000, der Umwelt- 
schutz (beide enthalten wirtschaftsbezogene Komponen- 
ten) sowie der Wirtschafts- und Wissenschaftsstandort im 
engeren Sinne. 

e) Vortragsprogramm der Bundesregierung 

Das Thema „Wirtschaftsstandort Deutschland“ ist ein 
Schwerpunkt des Vortragsprogramms der Bundesregie- 
rung. Die Erfahrungen und Perspektiven des Wirtschafts- 
und Investitionsstandortes Deutschland stoßen in vielen 
Regionen auf Interesse. Dies hat z. B. das German Infor- 
mation Center (GIC), New York, aufgrund der Vorstel- 
lungen der Botschaft und der Generalkonsulate mitgeteilt. 
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Wunschredner für das Vortragsprogramm in den USA 
sind vor allem prominente Wirtschaftsvertreter. Gute Er- 
fahrungen wurden in den letzten Jahren mit den Vortrags- 
veranstaltungen in den USA von Prof. Dr. Norbert Walter, 
Deutsche Bank, Dr. Klaus Friedrich, Dresdner Bank, und 
Hermann-Josef Lamberti, ehemals IBM, jetzt Deutsche 
Bank, gemacht, ln 2000 wird Prof. Dr. Norbert Walter in 
Asien für das Vortragsprogramm zur Verfügung stehen. 

Das BPA bemüht sich den Rednerpool durch jüngere 
Wirtschaftsvertreter, durch Vertreter der mittelständi- 
schen Industrie, speziell der innovativen Software- und 
Computerbranche und ebenso durch Vertreter der Ge- 
werkschaften zu erweitern. 


f) BPA-Specials 

Das BPA versorgt die Auslandsvertretungen regelmäßig 
mit Kompaktinformationen („BPA-Specials“) auch zum 
Wirtschaftsstandort Deutschland. 


g) Foto CD-ROM 

Den Auslandsvertretungen und ausländischen Besuchern 
wird ein kompaktes Fotoarchiv (ca. 150 Fotografien) u. a. 
mit Motiven zum Thema Wirtschaftsstandort zur Verfü- 
gung gestellt. 

h) Welcome Card 

Eine Welcome Card für hochrangige ausländische Jour- 
nalisten wurde in Zusammenarbeit mit einer Werbeagen- 
tur entwickelt. Sie enthält neben anderen Informationen 
wichtige Daten zu Kontaktmöglichkeiten aus dem Be- 
reich Wirtschaft. Die Welcome Card wird durch Anzeigen 
von Unternehmen finanziert und über die Mittlerorgani- 
sation Inter Nationes verteilt. 


i) Sonstiges 

Mit den Fachpublikationen „Made in Germany“ und 
„Partners of the World“, die den Auslandsvertretungen 
kostenlos zur Verfügung gestellt werden, wird das Thema 
„Wirtschaftsstandort Deutschland“ Adressaten im Aus- 
land gezielt vermittelt. „Made in Germany“ wurde auch 
den Journalisten aus aller Welt, die im Juni 1999 den 
G-7-Gipfel in Köln verfolgten, überreicht. 

Für das Jahr 2001 ist ein Deutschland-Bildband geplant, 
der im Gegensatz zu den in den Vorjahren eher unter Tou- 
rismusgesichtspunkten gestalteten Bildbänden nun the- 
menbezogener aufgebaut sein wird. Ein Schwerpunkt 
wird der Wirtschaftsstandort Deutschland sein. 

Bei den weltweiten Ausstellungsvorhaben anläßlich des 
Jubiläumsjahres 1999 (Plakatausstellung, Motive u. a. 
Leipzig, Hannover, Frankfurt) und der Fotoausstellung 
(u. a. US-Präsident Clinton in Eisenach) wurde auch dem 
Gesichtspunkt Wirtschaftsstandort Rechnung getragen. 


(h) Aktivitäten der Auslandshandelskammern 

im Bereich der Standortwerbung 

- Die Auslandshandelskammern sind aufgrund ihrer 
weltweit über 40 000 Firmenmitglieder (davon über 
die Hälfte nichtdeutsche Firmen) primäre Kontakt- 
quellen auch zu potenziellen Investoren. Wegen ihrer 
intensiven Marktkenntnis vor Ort und vielfältigen 
Kontakte auch zu sonstigen einheimischen Firmen 
können die Kammern Verbindungen potenzieller In- 
vestoren zum Büro des Beauftragten für Auslandsin- 
vestitionen hersteilen und diese potenziellen Investo- 
ren betreuen. Sie beraten seit langem potenzielle aus- 
ländische Investoren und helfen z. B. aktiv bei 
Firmengründungen in Deutschland. 

- Die Auslandshandelskammern sollen darüber hinaus 
stärker in Einzelmaßnahmen des Büros des Beauf- 
tragten zur allgemeinen Standortwerbung vor Ort 
und zur gezielten, z. B. branchenorientierten Stand- 
ortwerbung vor Ort eingebunden werden, wie dies im 
Mai 2000 bei einem Investitionsseminar in Stock- 
holm (vgl. oben) erfolgreich der Fall war. 

- Die Auslandshandelskammern eignen sich grund- 
sätzlich auch dazu, gegebenenfalls feste und ehren- 
amtliche Mitarbeiter des Büros des Beauftragten für 
Auslandsinvestitionen im Ausland räumlich aufzu- 
nehmen, sofern solche Mitarbeiter in wenigen Aus- 
nahmefällen vorgesehen sind. 

- Sie können gemeinsam mit den deutschen Auslands- 
vertretungen Aktivitäten der investitionswerbenden 
deutschen Institutionen im Ausland koordinieren, so 
wie dies von den Kammern in Tokio und New York 
bereits erfolgreich mit den dortigen Auslandsvertre- 
tungen umgesetzt wurde. 

- In dem beschriebenen Sinne wird angestrebt, die 
Auslandshandelskammern zu wichtigen Drehschei- 
ben auch für die Investorenwerbung auszubauen. 

(i) Aktivitäten der zentralen Standortwerbung 
in ausgesuchten Konkurrenzländern 

Die große Mehrheit der Industrieländer - und dabei alle 
unsere wichtigen Konkurrenzländer in Europa - haben 
schlagkräftige, finanziell gut dotierte, mit Fachkompetenz 
ausgestattete, zentrale Anlaufstellen zur Gewinnung aus- 
ländischer Investoren sowie Vertretungen in den wichtigs- 
ten Zielmärkten zu diesem Zweck. 

Der Erstkontakt wird bei potenziellen Investoren, die 
noch nicht auf eine spezifische Region festgelegt sind, 
konsequent auf die zentrale Institution gebündelt. Einen 
Schwerpunkt der Werbeinhalte bilden branchenspezifi- 
sche Informationen; Veranstaltungen und andere Aktio- 
nen konzentrieren sich auf Branchen und Marktsegmente. 
Märkte (z. B. auch „key players“) und Produkte werden 
analysiert, um Schwerpunkte der eigenen Aktivitäten fest- 
zulegen. 
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Ausländische Unternehmen werden auf dem Weg zur In- 
vestition umfassend unterstützt. Die Erstansprache von 
Unternehmen wird gezielt vorbereitet; ihr gehen umfas- 
sende Analysen und Planungen voraus. So entwickelt 
z. B. Invest in Britain Bureau einen Argumentationsleitfa- 
den für die Ansprache von Zielunternehmen, der neben 
der Hervorhebung der allgemeinen Standortvorteile spe- 
zifisch auf das Unternehmen zugeschnittene Fachinfor- 
mationen enthält, ln der Vorabrecherche werden ein kla- 
res Verständnis für die Strategie des Unternehmens und 
die möglichen Gründe für eine internationale Investition 
herausgearbeitet. Von einigen Ländern (z. B. Großbritan- 
nien, Irland) wird ein starker Akzent auf die Pflege der 
Beziehungen zu bereits ansässigen ausländischen Unter- 
nehmen gesetzt, um speziell durch diese zusätzliche In- 
vestitionen zu gewinnen. 

Die Mitarbeiter der Repräsentanten im Ausland verbrin- 
gen einen großen Teil der Arbeitszeit außerhalb ihrer 
Büros, insbesondere in Unternehmen. Kosten für Erkun- 
dungsreisen werden zum Teil erstattet. 

Neben der gezielten Ansprache von Unternehmen be- 
mühen sich alle Agenturen darum, durch Öffentlichkeits- 
arbeit Anfragen zu generieren. Dazu werden u. a. Treffen 
auf Messen vorbereitet und nachgearbeitet sowie fach- 


spezifische Seminare mit Experten zu aktuellen Themen 
durchgeführt. Auch bei der Presse- und Öffentlichkeitsar- 
beit wird die Bedeutung branchenspezifischer Publikatio- 
nen hoch eingeschätzt. Die Internet-Darstellung spielt 
ebenfalls eine wichtige Rolle. Zum großen Teil wird auch 
in Printmedien geworben. 

Das einheitliche Erscheinungsbild im Ausland und die 
Betreuung durch möglichst eine Stelle im Inland sind 
wichtige Elemente des Bemühens, den Investor umfas- 
send zu unterstützen. Besonders amerikanische Investo- 
ren sind durch die äußerst serviceorientierte Praxis der In- 
vestitionsbüros der US-Bundesstaaten daran gewöhnt, 
ihre Aktivitäten so einfach wie möglich abwickeln zu 
können. Vom Vordenken durch detaillierte Branchen- und 
Marktstudien über Organisation von Informationsbesu- 
chen, Beratung und Hilfe bei der Beschaffung von Lie- 
genschaften bis zur Führung durch Genehmigungs- und 
sonstige Prozeduren soll dem Investor der Einstieg mög- 
lichst einfach gemacht werden. 

Die Organisation der Standortwerbung in ausgesuchten 
Ländern (Großbritannien, Frankreich, Niederlande, 
Schweden, Irland, USA und Japan) wird im Einzelnen in 
Anlage 6 näher beschrieben. 
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Anlagen 

Übersicht der Anlagen: 

- ANLAGE 1: Finanzplanung der Bundesregierung 
für den Bereich der Standortwerbung im Bundes- 
haushalt 2001 und für die Folgejahre bis 2004 

- ANLAGE 2: Vorschlag für eine konkrete Definition 
der Schnittstelle zwischen Bund und Ländern bei der 
Investorenwerbung (wird mit den Ländern verhandelt) 


ANLAGE 3: Tätigkeitsbericht des Beauftragten für 
Auslandsinvestitionen in Deutschland 

ANLAGE 4: Konzept des Beauftragten für Auslands- 
investitionen in Deutschland 

ANLAGE 5: Tätigkeitsbericht des Industrial Invest- 
ment Councils (IIC) 

ANLAGE 6: Organisation der Standort- und Investo- 
renwerbung in ausgesuchten Ländern 


ANLAGE 1 


Finanzplanung der Bundesregierung für den Bereich der Standortwerbung im Bundeshaushalt 2001 und für 
die Folgejahre bis 2004 


Einzelplan 09 Kapitel 0902 Titel 686 83 - Maßnahmen der Darstellung des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland im Ausland 


in TDM 

Ist 1999 

H-Plan 2000 

Entw. H- 
Plan 2001 

2002 

2003 

2004 

Geltender 

Finanzplan 

2000-2004 

1 684 

4 000 

(zzgl. 526 
Ausgabereste 
aus 1999 zur 
Abwicklung 
nicht abge- 
schlossener 
ZfA-Projekte 

4 000 

4 000 

4 000 

4 000 


Stand: September 2000 


ANLAGE 2 


Vorschlag für künftige Schnittstelle zwischen Bund und Ländern bei der Investorenwerbung 


Die Standort- und Investorenwerbung für Deutschland 
soll nach dem gemeinsamen Willen von Bund und Län- 
dern weiter verbessert werden, ln diesem Zusammenhang 
stellt sich die Frage der Festlegung der künftigen Schnitt- 
stelle zwischen Aufgaben des Bundes und der Länder im 
Bereich der Investorenwerbung. 

Hierzu legt das BMWi im Folgenden einen ersten Dis- 
kussionsentwurf für ein von Bund und Ländern gemein- 
sam getragenes Konzept vor: 


I. Aufgaben der Bundesländer: 

- Primäre Zuständigkeit für die Investorenwerbung 
und ausschließliche Zuständigkeit für die lnvesto- 
renansiedlung 

- Landesspezifische Werbung von Auslandsinvestitio- 
nen in allen bereits bisher praktizierten Aspekten 

- Alleinige Zuständigkeit für die Unterbreitung kon- 
kreter Vorschläge zu Ansiedlungsmöglichkeiten an 
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potenzielle Investoren, komplette Verhandlung von 
Ansiedlungsprojekten vom Beginn der Gespräche an 

II. Aufgaben der künftigen, einheitlichen länder- 
übergreifenden Anlaufstelle für ausländi- 
sche Investoren 

- Einheitliche, wirksame Definition und kraftvolle Prä- 
sentation der Dachmarke „Deutschland“ („brand“) als 
Wirtschafts- und Investitionsstandort 

- Werbung für den Gesamtstandort Deutschland in An- 
zeigen, in den Medien, auf Investorenveranstaltun- 
gen u. a. 

- Branchenspezifische Kundenidentifikation und pro- 
fessionelle Ansprache potenzieller Investoren (Erst- 
kontakt) bei geeigneten Gelegenheiten, z. B. auf 
Fachmessen und auch in den Unternehmen vor Ort 
selbst, um gegebenenfalls anhand allgemeiner Stand- 
ortpräsentationen konkretes Investitionsinteresse für 
den Standort Deutschland zu wecken 

- Effektive Einbindung und Nutzung bestehender 
Netze, wie der Auslandshandelskammern und der 
Auslandsvertretungen 

- Präsentation des Investitionsstandortes Deutschland 
im Internet (das bereits bestehende Bund-/Länder- 
Angebot unter „www.invest-in-germany.de“ muss 
ausgebaut und als dialogorientiertes System mit allen 
für den Investor interessanten, allgemeinen Standort- 
informationen gezielt ausgestaltet werden), Heraus- 
gabe von Publikationen zum Standort Deutschland 

- Bestimmung regionaler (z. B.: OECD-Länder oder 
Auswahl von diesen) sowie branchenmäßiger Schwer- 
punkte (z. B. High-Tech-Bereiche, unternehmens- 
nahe Dienstleistungen, etc.), abgeleitet davon Be- 
stimmung strategischer Schwerpunkte der Akquisi- 
tionstätigkeit im Ausland in Abstimmung mit den 
Bundesländern 


- Bildung eines Scharniers zur Vermittlung von Inves- 
titionsinteressenten an die für die konkrete Projekt - 
ansiedlung zuständigen Länderwirtschaftsforde- 
rungsgesellschaften: unmittelbare Vermittlung zu- 
sätzlicher durch den Bund gewonnener Interessenten 
- grundsätzlich zunächst in anonymisierter Form - 
an die zuständigen Ländergesellschaften (an alle 
16 Bundesländer, falls der Investor durch seine Vor- 
gaben nicht vorab eine Auswahl von Bundesländern 
notwendig macht) mit der Aufforderung, erste grund- 
legende Ansiedlungsangebote für diese Investoren 
auszuarbeiten und diese der gemeinsamen Anlauf- 
stelle in einer vorgegebenen Frist auf Bundesebene 
zuzuleiten 

- Sammlung der bei der gemeinsamen Anlaufstelle auf 
Bundesebene von den Ländern eingehenden konkre- 
ten Ansiedlungsangebote der Länder, gebündelte 
Weiterleitung durch den Gesprächspartner des Inves- 
tors (gegebenenfalls mit einer begleitenden, verglei- 
chenden Übersicht) an letzteren 

- Ab diesem Zeitpunkt grundsätzlich Übergang der 
Betreuung des Investors an die Bundesländer, für de- 
ren Angebote sich der Investor interessiert; die ge- 
meinsame Anlaufstelle steht dem Investor auf 
Wunsch hin weiterhin für allgemeine Auskünfte zur 
Verfügung 

III. Grundsätzlicher Informationsaustausch 
zwischen Bund und Ländern 

- Teilnahme des Bundes an den etwa halbjährlichen 
Treffen der 16 Wirtschaftsförderer der Länder, dort 
gegenseitiger Informationsaustausch (wie bisher) 

- Regelmäßiger gegenseitiger Informations- und Mei- 
nungsaustausch künftig auch auf ministerieller 
Ebene; falls erforderlich: später Einrichtung eines ei- 
genständigen Bund-Länder-Arbeitskreises Standort- 
werbung 


ANLAGE 3 


Tätigkeitsbericht 2000 des Beauftragten für Auslandsinvestitionen in Deutschland und der Gesellschaft 


Die Aktivitäten des Beauftragten für Auslandsinvesti- 
tionen sind, trotz größter terminlicher Beanspruchung 
von Herrn Köpper, gegenüber 1999 in 2000 weiter 
ausgebaut worden. 

Innerhalb der Schwerpunktländer sind die Aktivitäten 
des Beauftragten auf die USA als größte Volkswirt- 
schaft der OECD konzentriert. 

In dem für den Wirtschaftsstandort Deutschland 
attraktiven „Akquisitionsmarkt“ USA sind zahlreiche 


Veranstaltungen und Investoren-Meetings in den 
High-Tech-Regionen der Ost- und Westküste durchge- 
führt worden. Diese werden durch Investment-Works- 
hops in der Region MidWest ergänzt. 

Die europäischen Investitions-Meetings werden wie 
1999 durchgeführt, zusätzlich aber um Veranstaltun- 
gen in Skandinavien (Schweden und Finnland) sowie 
in Nord-Italien erweitert. 
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Das Büro des Beauftragten für Auslandsinvestitionen ar- 
beitet dabei Herrn Köpper zu; es bereitet die Veranstal- 
tungen vor und führt das Follow-up durch. 

Die Gesellschaft nimmt seit Beginn des Jahres die Aufga- 
ben und Funktionen des ehemaligen ZfA wahr und ist 
gleichzeitig die zentrale Marketing- und Beratungsagen- 
tur des Bundes für ausländische Unternehmen und Inves- 
toren. Für alle am Wirtschaftsstandort Deutschland inter- 
essierten Unternehmen ist die Gesellschaft damit erster 
Ansprechpartner, Berater und „Guide“ für Einstieg und 
Expansion im Markt Deutschland. 


I. Maßnahmen/Einzelveranstaltungen des Be- 
auftragten und des Büros 

1. 1. Halbjahr 2000: 

Vorträge und Gespräche 
Herr Köpper: 

- Detroit/USA: SAE-Automotive Show, Vortrag vor 
den CEO’s der 20 größten Automobilzulieferfirmen 
der USA über Investitionsmöglichkeiten in Deutsch- 
land (6. März 2000) 

- Washington D.C.: Konrad- Adenauer- Stiftung, Vor- 
trag Wirtschaftsstandort Deutschland „Germany in 
the Global Marketplace: Prospects for Europe’s 
Pacesetter“ (27. März 2000) 

- Washington D.C.: Vortrag vor ausgewählten Wirt- 
schafts- und Finanz Vertretern über den Wirtschafts- 
standort Deutschland (28. März 2000) 

- Deutsch-indische Wirtschaftskonferenz, Berlin: 
(10. April 2000) 

- Dutch Chapter of the Institute of Directors, Den Haag 
„Invest in Germany“ (16. Mai 2000) 

- Gespräche mit dem Schweizerischen Botschafter zum 
Investitionsstandort Deutschland (19. Juni 2000) 

Büro: 

- Auswärtiges Amt: Vortrag im Rahmen eines Außen- 
wirtschaftsseminars für Wirtschaftsreferenten der 
Botschaften in Berlin zum Thema Standortmarketing 
Deutschland (6. April 2000) 

- Stockholm/Schweden: Mitgestaltung und Teilnahme 
an einem Investitionsförderungsseminar für High- 
Tech-Unternehmen (8. Mai 2000) 

- Asiatische Wirtschaftsvertreter: Vortrag vor Ver- 
tretern asiatischer Wirtschaftsfördergesellschaften, 
Handels-Ministerien und Handelskammern im Rah- 
men einer von Regionomica im Auftrag der Carl- 
Duisberg-Gesellschaft organisierten Veranstaltung in 
Berlin über den Investitionsstandort Deutschland 

- AHK/D1HT: Vortrag auf der AHK/D1HT- Weltkonfe- 
renz (6. Juni 2000) 

- Minneapolis/USA: Unternehmer-Roundtable in Ko- 
operation mit der Beratungs- und Prüfungsgesell- 


schaft Deloitte Touch, Minneapolis, zum Thema Steu- 
ern und Steuerreform in Deutschland (27. Juni 2000) 

- Cincinnati/USA: Unternehmer-Roundtable in Ko- 
operation mit Deloitte Touch zum Thema Steuern 
und Steuerreform in Deutschland (28. Juni 2000) 

Presse 

Interviews zum Investitions- und Wirtschaftsstandort 

Deutschland 

Herr Köpper: 

- Interview mit Handelsblatt, Herrn Rinke (28. Fe- 
bruar 2000) 

- Interview mit Wirtschaftswoche, Herrn Gries 
(23. Februar 2000) 

- Pressegespräche „The Detroit Free Press“ (7. März 
2000) und „The Detroit News“, „Automotive News“ 
(7. März 2000) 

- Pressegespräch „Washington Post“ in Washington 
D.C., mit Mr. Robert McCartney, Foreign Editor 
(28. Februar 2000) 

- Gesprächsgast in der Sendung „Späth am Abend“ auf 
n-tv (Thema: Standortvergleich USA- Deutschland) 
(11. Juni 2000) 

- DW-TV International, Herrn Balzer (15. Juni 2000) 

- Frankfurter Allgemeine Zeitung, Herrn Ritter 
(21. Juni 2000) 

Büro: 

- Interview mit der Zeitschrift der Deutsch-Schwedi- 
schen Handelskammer „Wirtschaftsmagazin.de“ zu 
Aufgaben und Arbeit der Gesellschaft (8. Mai 2000) 

- Gespräch mit „Der Spiegel“, Frau Bornhöft (30. Au- 
gust 2000). 

Aktivitäten des Büros: 

- Wirtschaftsförderungsgesellschaften der Länder in 
Mainz: Vortrag über die Zusammenarbeit der Gesell- 
schaft und mit den Ländern (23724. März 2000), 
Aufgaben- und Kompetenzverteilung, Teilnahme 
(partiell) von Herrn Köpper 

- Gespräch mit Herrn Antic, Wirtschaftsexperte der 
serbischen Opposition, über Strategien der Wirt- 
schaftsförderung (9. Juni 2000) 

- Messebesuche (Bio-Biotech/Boston, Cebit/Hanno- 
ver, Internet World/Berlin) und Gespräche mit aus- 
ländischen Unternehmensvertretern über den Stand- 
ort Deutschland 

- Standortpräsentationen und Beratung für US-ameri- 
kanische Unternehmen der Automobilzulieferin- 
dustrie sowie für diverse europäische und außereu- 
ropäische Unternehmen verschiedener Branchen 
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- Erstellung der Website www.foreign-direct-invest- 
ment.de (April 2000) 


- dpa-Interview „Der Standort Deutschland beweist 
Reformfähigkeit“ (31. Juli 2000) 

- Berlin: Verein der Ausländischen Presse in Deutsch- 
land, Wirtschaftsstandort Deutschland (13. Novem- 
ber 2000) 

- Interviewanfrage: Die Welt 


- Erarbeitung Relaunch www.invest-in-germany.de 

- Deutsche Welle TV: wöchentliche Firmenprofile für 
„Made in Germany“, Darstellung Standortvorteile 
Deutschland im High-Tech-Sektor 

- Zielgruppenspezifische Erstellung von Informations- 
material (Broschüren, branchenbezogene Handouts 
und Booklets) 

- Aktualisierung und abschließende Bearbeitung sämt- 
licher von der ZfA übernommenen Projekte 

2. 2. Halbjahr 2000: 

Vorträge und Veranstaltungen mit Teilnahme von Herrn 

Köpper (durchgeführt und geplant): 

- Stockholm und Helsinki: Investoren-Meeting zum 
Wirtschaftsstandort Deutschland (21./22. September 
2000 ) 

- Detroit/USA: American Chamber of Commerce, 
Vortrag zum Wirtschaftsstandort Deutschland 
(3. Oktober 2000) 

- Detroit/USA: Economic Club, Vortrag zum Wirt- 
schaftsstandort Deutschland (4. Oktober 2000) 

- Mailand/Italien: Investoren-Meeting zum Wirt- 
schaftsstandort Deutschland (19. Oktober 2000) 

- Singapur: Investoren-Meeting zum Wirtschaftsstand- 
ort Deutschland (30. November/1. Dezember 2000) 

- Toronto/Kanada: Investoren-Meeting zum Wirt- 
schaftsstandort Deutschland (4./5. Dezember 2000) 

Büro 

- Malmö: Baltic Development Forum (17.-19. Sep- 
tember 2000) 

- Hong Kong: Investoren-Meeting, anlässlich der 
Electronic Asia in Zusammenarbeit mit dem Gene- 
ralkonsulat und DIHT-Biiro (10. - 14. Oktober 2000) 

- Lyon/Frankreich: Investoren-Meetings gemeinsam 
mit der AHK Paris über den Wirtschaftsstandort 
Deutschland, Teilnahme von Mecklenburg- Vorpom- 
mern (10. November 2000) 

- Follow-up Stock hohn: Investoren-Meeting in 
Malmö (22. November 2000) 

Presse 

Herr Köpper, Interviews und Artikel: 

- Vwi Verlag für wirtschaftliche Informationen Artikel 
„Germany - a place to invesf ‘ (7/2000) 

- BDA Bundesvereinigung der Dtsch. Arbeitgeberver- 
bände - Interview: „Deutschland hat viele gute Ar- 
gumente“ (7/2000) 


Aktivitäten des Büros: 

- Gespräche mit Arthur Andersen, Brüssel, Kanzlei 
Wilmer Cutler Pickering, Washington/Berlin, zum 
Auf- und Ausbau der Netzwerkkooperation 

- Kooperationsgespräche mit Repräsentanten der US- 
Botschaft (Berlin) und des Israel Trade Center (Köln) 
(23. August 2000) 

- Gespräch mit Prof. Dr. Vukotic, Vorsitzender der ser- 
bischen Privatisierungsbehörde, Berlin (28. Septem- 
ber 2000) 

- Fortführung DW TV „Made in Germany“ mit Be- 
richten über Entwicklung der „New Economy“ in 
Deutschland 

- Kooperation Fraunhofer Management GmbH: Tech- 
nologieatlas, gemeinsame Neuauflage mit dem 
Fraunhofer Institut, München 

- GTZ: Beratungsunterstützung der GTZ zum Aufbau 
einer Wirtschaftsförderungsgesellschaft für Saudi- 
Arabien 

- Kooperationsgespräche mit DIHT 

- Bearbeitung von Anfragen zum Wirtschaftsstandort 
Deutschland (Auswertung Anfragen siehe Anhang) 


il: Das Büro nimmt grundsätzlich folgende 
Aufgaben wahr: 

1. Identifikation, Aufbau und Entwicklung eines rele- 
vanten Akquisitions-/Investorenpotenzials als Ergän- 
zung zum vorhandenen Netzwerk des Beauftragten 
für Auslandsinvestitionen über 

- Direktansprache 

- Branchenbezogene Veranstaltungen 

- Kongresse 

- Messen 

2. Entwicklung zielgruppenspezifischer Akquisitions- 
instrumente 

Entwicklung einer Grundlagenpräsentation (pitches; auf- 
bauend auf dem Argumentarium) des Wirtschaftsstandor- 
tes Deutschland; branchen- und länderspezifische Ergän- 
zungen; Bestimmung der akquisitionsrelevanten Markt- 
segmente, Marktstrukturen und Marktpotenziale 

- Marktanalysen 

- Branchenanalysen 

- Unternehmensprofile/ -analysen (insbesondere Inves- 
titionsverhalten) 
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3. Marketing und Kommunikation Wirtschafts- und In- 
vestitionsstandort Deutschland 

- Pressearbeit 

- Öffentlichkeitsarbeit 

- Werbung 

4. Follow-up 

- Nachbereitung von Veranstaltungen 


- Intensivierung gewonnener Kontakte 

- Vermittlung und Begleitung von Folgekontakten 

5. Anfragenbearbeitung 

- Erstanfragen ausländischer Unternehmen 

- Anfragen von ausländischen Unternehmen (Nieder- 
lassungen), die bereits in Deutschland bestehen 

- Kontaktanbahnung mit Bundesländern und anderen 
Einrichtungen 
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Anhang zur Anlage 3 


Auswertung Anfragen 


Federal Commissioner for 
Foreign Investment 

in Germany 



1. Anfragen insg. Januar- Juni 2000 
davon Standortprojekte 


156 

15 


2. Branchenzuordnung Standortprojekte 


New Economy 

Automotive 

Nahrungsmittel 

Industrie 

Pharma 

10 

2 

1 

1 

1 

66,7% 

13,3% 

6,7% 

6,7% 

6,7% 


3. Branchenzuordnung Anfragen 


New Economy 

Dienstleistung* 

Handel 

Industrie 

Öffentliche 

Stellen** 

31 

22 

37 

15 

36 

22,0% 

15,5% 

26,2% 

10,6% 

25,7% 


* incl. Anfragen von Consultants 
** z.B. Botschaften, Konsulate etc. 


4. Regionale Zuordnung der Anfragen 


Deutschland 

Europa 

USA 

Asien 

Andere 

38 

47 

16 

20 

20 

27,0% 

33,1% 

1 1 ,4% 

14,2% 

14,2% 


Tätigkeit BBfAI 

Standortinformation und Beratung 

Anteil in % 

Online- 

Dokumente 

Hardcopies 

Research 

32 

26,4% 

36 

29,8% 

53 

43,8% 

72,0% 
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ANLAGE 4 


Konzept des Beauftragten für Auslandsinvestitionen in Deutschland 
„Marketing Wirtschaftsstandort Deutschland“ 
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ANLAGE 5 


Sachstandsbericht des Industrial Investment Councils (IIC) 


1. Auftrag und Arbeitsergebnisse des IIC 

Das IIC - gegründet durch die Bundesregierung und die 
Regierungen der neuen Bundesländer - hat Anfang 1997 
seine Tätigkeit aufgenommen mit dem Ziel, ausländische 
Investoren für Ostdeutschland zu akquirieren. Metho- 
disch arbeitet das IIC in vieler Hinsicht ähnlich wie eine 
Investmentbank bzw. eine spezialisierte Unternehmens- 
beratung. 80 % der Kapazität werden für die Akquisition 
und Umsetzung konkreter Investitionsprojekte genutzt, 
20 % dienen dem allgemeinen Standortmarketing für die 
neuen Bundesländer. 

Die Projektergebnisse des IIC werden durch den Auf- 
sichtsrat der Gesellschaft kontinuierlich gemessen, die 
verantwortlichen Mitarbeiter erfolgsbezogen honoriert. 

ln der ca. neunmonatigen Aufbauphase des IIC, in der das 
Team zusammengestellt und die notwendigen Instru- 
mente geschaffen wurden, hat es messbare Ansied- 
lungserfolge zunächst nicht gegeben. Seither hat sich 
- bedingt auch durch die zunehmende internationale 
Markteinführung des IIC als Beratungsinstitution - ein 


Verhandelte Projekte 


CH I 



Das IIC betreut grundsätzlich jeden internationalen 
Investor, unabhängig von seiner Branche, der Unterneh- 
mensgröße etc. Dennoch hat die Gesellschaft Kompetenz- 
schwerpunkte entwickelt, und zwar in solchen Branchen, 
für die Ostdeutschland als Standort besonders geeignet 


kräftiger, in der Tendenz steigender Projektstrom ent- 
wickelt. Insgesamt hat das IIC nunmehr 45 Investitionspro- 
jekte mit einem Investitionsvolumen von ca. 4 Mrd. DM 
akquiriert. Dadurch entstehen 8 940 direkte und schätz- 
ungsweise 4-5 000 weitere indirekte Arbeitsplätze. 

Im Vorfeld dieser Ansiedlungsentscheidungen hat das IIC 
bislang 390 Projekte bearbeitet, von denen sich z. z. 
50 (neben den bereits umgesetzten 45) im Verhand- 
lungsstadium befinden. Damit liegt die „Hit Rate“ der 
Gesellschaft (Zahl der Abschlüsse: Zahl der Projekte) 
zwischen 10 und 20 %. Das entspricht dem Wert, wie er 
z. B. für ein im internationalen Wettbewerb stehendes En- 
gineering-Unternehmen marktüblich ist. 


2. Herkunftsländer und Branchenschwer- 
punkte 

Die geographische Herkunft der (potenziellen) Investoren 
gliedert sich wie folgt: 


Abschlüsse 


USA 



erscheint: Informationstechnologie, Chemie/Life Scien- 
ces, Automobilzulieferung, Dienstleistungen. 

Die getroffenen Investitionsentscheidungen (Abschlüsse) 
verteilen sich auf diese Branchen wie folgt: 
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Investitionssumme Direkte Arbeitsplätze 

(Mio. DM) 


Dienstleistungen 
incl. E-Commerce 

Sonstige 41 



Sonstige 



3. Arbeitsmethodik 

Die Durchsetzung einer Ansiedlungsentscheidung be- 
ginnt mit der Identifikation des potenziellen Investors, 
setzt sich fort in der Unterstützung seines Entscheidungs- 
prozesses und mündet in die Begleitung bei der Umset- 
zung. Das IIC hat aufgrund der von den Regierungen 
seinerzeit entwickelten Konzeption die Möglichkeit, 
seine Kunden während aller drei Phasen im Sinne eines 
vertrauenbildenden „One Face to the Customer“ durchge- 
hend zu betreuen. Diese Bündelung der Aufgaben in einer 
Institution wird international als Wettbewerbsvorteil 
angesehen, von den wichtigsten europäischen Konkur- 
renten praktiziert und ist Voraussetzung für eine erfolg- 
reiche Projektarbeit. 

Der quantitative Erfolg hängt entscheidend zunächst 
davon ab, dass es gelingt, eine möglichst große Zahl von 
Unternehmen zu identifizieren, die aufgrund ihrer veröf- 
fentlichten Strategie oder intern bekannt gewordener 
Pläne überhaupt für ein Investorengespräch in Betracht 
kommen. Entsprechende Hinweise erhält das IIC über ein 
inzwischen dicht geknüpftes Netzwerk von Informa- 
tionspartnern (WP-Gesellschaften, Unternehmensberater, 
Banken, bereits angesiedelte Unternehmen, in Einzel- 
fällen auch deutsche Auslandsmissionen). Zusätzlich 
genutzt wird das Direktmarketing bis hin zur gezielten 
Telefonansprache, Konferenz- und Messebeteiligungen. 
Seit Gründung hat das IIC etwa 1 500 solcher „Leads“ 
aufgegriffen. 

Die nächste Phase, die intensive Unterstützung des 
potenziellen Investors in seinem Entscheidungsprozeß, 
wird bestimmt durch die professionelle Qualität der ver- 
antwortlichen Projektmanager. Hier einen kontinuierlich 
hohen Standard anbieten zu können, ist eine der wichtig- 
sten Herausforderungen für das IIC. Dabei spielen er- 
fahrene ehemalige Top-Manager (Senior-Berater), die 


sich von Fall zu Fall in die Projektarbeit einschalten, eine 
wichtige Rolle. 

In der dritten Phase, wenn es nach der prinzipiellen Stand- 
ortentscheidung um die Realisierung des Projektes geht, 
übernimmt in der Regel die Wirtschaftsforderung des 
zuständigen Bundeslandes die weitere Betreuung. Oft- 
mals legt der Kunde allerdings Wert darauf, das IIC 
weiterhin einzubinden. 

4. Standortmarketing 

Das IIC war zunächst ausschließlich für die konkrete Pro- 
jektakquisition konzipiert. Es stellte sich jedoch bald he- 
raus, dass angesichts der noch immer spürbaren Image- 
Schwächen der Region neue Bundesländer ein breit 
angelegtes Standortmarketing unabweisbar war. Durch 
systematische Pressearbeit im Ausland, durch eigene 
Publikationen, Konferenzen und bilaterale Gespräche 
mit Multiplikatoren leistet das IIC hier einen Beitrag. 

Im Laufe der letzten zwölf Monate sind über 100 redak- 
tionelle Beiträge veröffentlicht worden, wobei Aufsätzen 
in den großen internationalen Wirtschaftszeitungen (Wall 
Street Journal, Financial Times, Economist, Business 
Week, Le Figaro etc.) besondere Bedeutung zukam. Im 
gleichen Zeitraum hat das IIC 20 internationale Ver- 
anstaltungen organisiert, darunter die folgenden: 

14.09. Ist International Scientific Symposium (Washing- 
ton; Schwerpunkt Biotechnologie; gemeinsam mit 
Smithsonian Institution) 

04.11. Investoren-Konferenz (London; gemeinsam mit 
PriceWaterhouseCoopers) 

15.11. Investoren-Dinner (Paris; gemeinsam mit Bot- 
schaft und Ernst & Young) 
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01.03. NBL-Konferenz (Philadelphia; gemeinsam mit 
US-Botschafter Komblum) 

07.03. Call-Center-Konferenz (London; gemeinsam mit 
Botschaft) 

27.03. Biotechnologie-Konferenz (Boston; gemeinsam 
mit NBL) 

03.07. 2nd International Scientific Symposium (Berlin; 
Schwerpunkt Human Genom Project mit Nobel- 
preisträger Kary Mullis) 

05.07. Konferenz Automobilzulieferung (Melbourne) 


Der Internet-Auftritt des IIC vermittelt regelmäßig aktu- 
alisierte Informationen über den Standort NBL, über 
einzelne Branchen und das IlC-Serviceangebot. Es wird 
dort auch ein unmittelbarer Zugriff auf die Websites der 
Länder- Wirtschaftsforderungsgesellschaften angeboten. 

5. Ausblick 

Das IIC ist inzwischen eine im ln- und Ausland anerkann- 
te Institution. Messbar wird dies an der Projektlage: Die 
zz. verhandelten 50 Investitionsprojekte repräsentieren 
ein Investitionsvolumen von insgesamt 8 Mrd. DM. Dies 
ist eine gute Ausgangsbasis für die weitere Arbeit. 


ANLAGE 6 


Organisation der Standort- und Investorenwerbung in ausgesuchten Ländern 


Großbritannien (Invest in Britain Bureau) 

Großbritannien war in den letzten Jahren ein Magnet für 
Auslandsinvestitionen. Hierzu leistet neben den allge- 
meinen Rahmenbedingungen für Unternehmen auch das 
„Invest in Britain Bureau“ (IBB) einen wichtigen Beitrag. 
Das IBB existiert als Dachorganisation zusätzlich zu den 
dreizehn regionalen Wirtschaftsfordergesellschaften des 
Vereinigten Königreichs (wie „Locate in Scotland“, 
„West Midland Development Agency“, „Welsh Develop- 
ment Agency“, etc). Es wurde 1977 gegründet. 

IBB ist eine gemeinsame Einrichtung des britischen 
Wirtschaftsministeriums (Department of Trade and In- 
dustry) und des britischen Außenministerium (Foreign 
and Commonwealth Office). Es bietet ausländischen Un- 
ternehmen, die sich im Vereinigten Königreich nieder- 
lassen und dort investieren wollen, ein umfangreiches 
Angebot an kostenlosen Informations- und Beratungs- 
dienstleistungen. Hierzu zählen Details für sämtliche 
Standorte im Vereinigten Königreich und Informationen 
zu Firmengründungen und -erweiterungen, Rechts- und 
Steuerfragen, Finanzierungshilfen und Subventionen, 
Personalfragen, Suche nach britischen Partnern für Joint 
Ventures, Vermittlung von Grundstücken, Betriebsgebäu- 
den und Büros, Planungsvorschriften und -richtlinien 
ebenso wie zur Kontaktanbahnung zu wichtigen Behör- 
den und Dienstleistern. Unterstützt wird die Suche nach 
einem optimalen Standort innerhalb Großbritanniens, 
nach möglichen Zidieferern und Personal, und Informa- 
tions- und Besichtigungsreisen werden organisiert. Neben 
der Gründlings- und Ansiedlungsförderung ist die Be- 
standspflege der bereits angesiedelten Unternehmen Auf- 
gabe des IBB. 

Das Budget von IBB beträgt ca. 60 Mio. DM pro Jahr 
(ohne Personalkosten für Auslandsmitarbeiter); IBB 
beschäftigt rund 60 Mitarbeiter in der Zentrale und gut 
80 weitere Mitarbeiter in 35 wichtigen Auslandsmärkten 


(darunter acht Büros in Nordamerika, 16 in Asien und 
Australien, 12 in Europa, u. a. in Düsseldorf und 
München). 

Ist die grundsätzliche Entscheidung des Investors für 
Großbritannien genügend vorbereitet, treten die regio- 
nalen Wirtschaftsförderungsgesellschaften in den Wettbe- 
werb. Regeln für diesen Wettbewerb wurden im Commit- 
tee on Overseas Promotion entwickelt, in dem alle Re- 
gionalgesellschaften vertreten sind. 


- Frankreich (Invest in France Agency/neu 
geplante „Agence francaise pour l'invest- 
issement international“) 

Die französische Regierung wird noch in diesem Jahr eine 
neue schlagkräftige „Agence francaise pour l'investisse- 
ment international“ schaffen, welche die bestehenden 
Strukturen in Frankreich (einschließlich der „Invest in 
France Agency“) zur Förderung ausländischer Investitio- 
nen auf nationaler Ebene zusammenfassen und deren 
Schlagkraft noch weiter erhöhen wird. Die neue Agentur 
wird unter Aufsicht des französischen Ministeriums für 
Wirtschaft, Finanzen und Industrie sowie des Ministeri- 
ums für Umweltschutz und Raumordnung stehen. 

Heute bestehen in Frankreich folgende Strukturen der na- 
tionalen Investitionswerbung: 


(a) DATAR (Delegation a ramenagement du 
territoire et a l'action regionale) 

Die Raumordnungs- und Landesentwicklungsbehörde 
DATAR widmet einen zunehmenden Teil ihrer Aktivi- 
täten der Förderung von ausländischen Direktinvestitio- 
nen in Frankreich. Sie hat acht regionale Niederlassun- 
gen. 


Drucksache 14/4240 


-34- 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


(b) „D2\“ (Delegation aux investissements 
internationaux) 

Die „D2i“ wurde 1992 unter Beregovoy gegründet und 
steht unter der Leitung eines Botschafters (zz. Didier 
Lombard). Lombard ist als reisender Botschafter unter- 
wegs, um für den Standort Frankreich zu werben. Ihm 
stehen rund 12 Mitarbeiter zur Verfügung. Die D2i erstellt 
Informationsmaterial und organisiert mithilfe der „Invest 
in France Agency“ Seminare, Kolloquien etc. im ln- und 
Ausland, zunehmend in enger Kooperation mit bekannten 
internationalen Unternehmensberatungsgesellschaften. 


(c) Invest in France Agency 

Die „Invest in France Agency“ (IFA) wurde 1969 gegrün- 
det und untersteht dem DATAR. 

Daneben besteht seit 1998 das „Invest in France Net- 
work“ (IFN) mit Sitz in Paris gegründet, mit dem eine 
Verbesserung der Koordinierung angestrebt wurde. 
Während die IFA vorrangig im Ausland Investoren 
akquiriert, hat IFN die Aufgabe, ausländische Investoren 
bei der Umsetzung von Investitionsentscheidungen in 
Frankreich zu unterstützen. In DATAR und IFN-Biiro 
sind ca. 25 Mitarbeiter beschäftigt. 

DATAR und IFN unterhalten im Ausland unter dem Na- 
men „Invest in France Agency“ zz. 17 Büros für Inves- 
titionswerbung mit 65 Mitarbeitern in den wichtigsten In- 
dustrieländern (darunter vier Büros in den USA, sechs in 
Asien und eines in Deutschland (Frankfurt); Budget für 
die Außenstellen ca. 15 Mio. DM). Die Büros sind zum 
Teil gemeinsam mit den Handelsförderungsstellen in 
französischen Botschaften und Konsulaten untergebracht. 

Auch Frankreich hat seine Spitzenposition als Zielland in- 
ternationaler Direktinvestitionen nicht zuletzt der seit 
Jahrzehnten konsequent betriebenen Investitionswerbung 
zu verdanken. 

- Niederlande (Netherlands Foreign Invest- 
ment Agency /NFIA)) 

NFIA wurde 1978 gegründet und ist dem Wirtschaftsminis- 
terium angegliedert. Für NFIA arbeiten weltweit 80 Ange- 
stellte, davon 30 in der Zentrale und 50 in den 11 aus- 
ländischen Büros (Nordamerika 5, Asien 5, Europa 1). 
Budget ca. 20 Mio. DM 

Die Koordinierung mit vier Städten und sechs regionalen 
Wirtschaftsforderungsgesellschaften erfolgt in regelmä- 
ßigen Kontakten. Obwohl die regionalen Wirtschafts- 
forderungsgesellschaften ebenfalls versuchen, Investoren 
zu werben, infonnieren und empfehlen die Botschaften 
nur die NFIA. 


- Schweden (Invest in Sweden) 

Die „Invest in Sweden Agency“ (ISA) ist eine Re- 
gierungsagentur mit dem Auftrag, ausländische Investi- 
tionen in Schweden zu fördern. Die ISA unterstützt Fir- 
men bei der Ansiedlung in Schweden mit kostenloser 
Hilfe und Beratung. Kontakte und Einführungen zu 
staatlichen Behörden, Organisationen der Regionen und 
des öffentlichen Dienstes sowie zu Branchenorganisatio- 
nen werden hergestellt, Marktübersichten und Ratgeber 
zur Verfügung gestellt. 

Die ISA arbeitet mit besonderen Marketingprogrammen 
für Schlüsselbranchen und Dienstleistungssektoren, in 
denen Schweden besondere Vorteile für Auslandsinves- 
toren zu bieten hat. Diese Programme werden von Indus- 
triespezialisten ausgearbeitet und von Fachleuten mit 
eingehenden Erfahrungen aus dem jeweiligen Sektor be- 
treut. 1999 werden acht Programme betrieben: Auto- 
industrie, Call Center, Direktes Marketing, Lebensmittel, 
Medizinischer Sektor, Informationstechnologie, Roh- 
stoffsuche und Holz. 

Die Hauptverwaltung der ISA liegt in Stockholm, und 
diese unterhält Geschäftsstellen in New York und Tokio 
sowie Vertretungen in Europa, Nordamerika und Asien. 

Informationen und Schriften in englischer, deutscher und 
in anderen Sprachen werden kostenlos abgegeben. 


- Irland (Industrial Development Agency 
Ireland (IDA)) 

Einen sehr guten Ruf hat auch die 1969 gegründete IDA 
mit weltweit 295 Mitarbeitern, wobei IDA auch Mittel für 
Investitionsprojekte zuweisen kann und nicht nur für Aus- 
landsinvestoren zuständig ist. Auf Investitionswerbung 
insgesamt entfallen ca. 60 Mio. DM des Gesamtbudgets 
(372 Mio. DM). IDA hat 12 Auslandsbüros (Nordamerika 
6, Asien/Australien 2, Europa 4, größtes Büro in Düssel- 
dorf) mit 50 bis 55 Mitarbeitern. Miteinander konkur- 
rierende regionale Wirtschaftsförderungsgesellschaften 
gibt es in Irland allerdings nicht. 


- U.S.A. 

Die U.S.A. haben nicht zuletzt aufgrund der flächen- 
mäßigen Größe ihrer Einzelstaaten (welche häufig die 
Größe einzelner europäischer Länder überschreitet) keine 
zentrale Investitionswerbung. 

Zurzeit 26 amerikanische Bundesstaaten haben sich je- 
doch in Europa zum „Council of American States in Eu- 
rope“ (CASE) zusammen geschlossen, um enger bei der 
Investorenwerbung zusammen zu arbeiten. Ein gemein- 
sam finanzierter Koordinator organisiert einzelne Ver- 
anstaltungen. Spezifische Regionen in Europa werden für 
gemeinschaftliche Werbe- und Informationsveranstaltun- 
gen ausgesucht. CASE wird bei Veranstaltungen ggf. von 
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Mitarbeitern der amerikanischen diplomatischen Vertre- 
tungen unterstützt. 

Investoren aus den USA haben indessen bei verschiede- 
nen Gelegenheiten mit Nachdruck eine einheitliche An- 
laufstelle für Deutschland gefordert. 


- Japan 

Nur wenige Regionen außer Tokio haben bisher erfolg- 
reich Investoren aus dem Ausland angezogen. Um dieser 
Situation zu begegnen, hat das MITI (Ministry for Inter- 


Bericht über die Aktivitäten auf Bundesebene 
zur Gewinnung zusätzlicher Auslandsinves- 
titionen in Deutschland 

ln der einvernehmlichen Beschlussempfehlung des Aus- 
schusses für Wirtschaft vom 24. März 1998 (BT-Druck- 
sache 13/10182) zum Thema „Investieren in Deutsch- 
land“ wurde die Bundesregierung aufgefordert, ausländi- 
sche Investitionen in Deutschland verstärkt zu fordern, 
die Bemühungen um potenzielle Investoren aus dem Aus- 
land zu bündeln sowie die werbenden Aktivitäten insge- 
samt zu intensivieren. Insbesondere sollte eine Agentur 
„Investieren in Deutschland“ gegründet werden. In die- 
sem Zusammenhang wurde vorgeschlagen, einen Beauf- 
tragten für Auslandsinvestitionen zu ernennen. 

Die Bundesregierung hat diese Empfehlungen aufgegrif- 
fen und Herrn Hilmar Köpper als Beauftragten für Aus- 
landsinvestitionen gewonnen. Hierüber wurde der Aus- 
schuss für Wirtschaft des Deutschen Bundestages durch 
Schreiben des damaligen Bundesministers für Wirtschaft 
Dr. Günter Rexrodt vom 9. Juli 1998 unterrichtet. 

Der folgende Bericht hat die weitere Entwicklung zum 
Gegenstand. Er schließt die Tätigkeit der „The New Ger- 
man Länder Industrial Investment Council GmbH“ (im 
folgenden IIC) ein, die für die Gewinnung von Auslands- 
investitionen speziell in den neuen Bundesländern seit 
1997 tätig ist. Die Lebensdauer von IIC ist bis Ende 2001 
befristet. Die Gesellschaft finanziert sich aus Mitteln des 
ehemaligen DDR-Parteivermögens. 


I. 

Tätigkeit des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie 

1. Ernennungsvertrag Beauftragter, Länder- 
wirtschaftsministerkonferenz, Haushaltstitel 

Der Ernennungsvertrag für den Beauftragten für Aus- 
landsinvestitionen wurde am 7. September 1998 vom da- 


national Trade and Industry) vor einigen Jahren einen Rat 
für Investitionsforderung (Foreign Investment in Japan 
Promotion Council) eingeführt. Darüber hinaus errichtete 
die JETRO im Juli 1998 eine Abteilung für Investitions- 
forderung (Investment Promotion Department). Im Rah- 
men der „Investment in Japan-Initiative“ arbeitet diese 
landesweit. Ausländische Besucher werden von der 
JETRO im Rahmen des „Investment in Japan Study Pro- 
gram“ nach Japan eingeladen, Symposien und Seminare 
werden organisiert und verschiedene Publikationen 
(u. a. Investitionsführer mit allgemeinen Informationen zu 
den Regionen, gesetzlichen Rahmenbedingungen, Infra- 
struktur, Förderprogrammen etc.) herausgegeben. 


maligen Bundesminister für Wirtschaft Dr. Rexrodt und 
Herrn Köpper unterzeichnet. Er ist mit Wirkung vom 
23. Juni 1998 in Kraft getreten und hat eine Laufzeit bis 
zum 30. Juni 2001. Am selben Tag wurden die Erklärun- 
gen zur Gründung der „Gesellschaft zur Unterstützung 
des Beauftragten für Auslandsinvestitionen in Deutsch- 
land mbH“ beurkundet. Einziger Gesellschafter und 
alleinvertretungsberechtigter Geschäftsführer der Gesell- 
schaft ist der Beauftragte Köpper. Die Gesellschaft ist Er- 
füllungsgehilfin des Beauftragten und hat ihren Sitz in 
Berlin. Gegenwärtig sind bei der Gesellschaft drei Mitar- 
beiter fest angestellt. 

Bundesminister Dr. Müller führte den Beauftragten am 
26. November 1998 im Rahmen der Wirtschaftsminister- 
konferenz bei den Ländern ein. Herr Köpper legte dort 
sein Konzept dar. Er verstehe sich als Dienstleister, der je- 
derzeit bereit sei, auf Wunsch der Länder oder des IIC 
tätig zu werden. Die Bundesländer sprachen Herrn 
Köpper ihren Dank aus und boten ihm ihre Zusammenar- 
beit an. Sie bezeichneten seine Rolle als hilfreiche Ergän- 
zung. Mit der Ernennung des Beauftragten sei ein Faktum 
gesetzt für eine Verbesserung der Zusammenarbeit zwi- 
schen Bund und Ländern bei der Standortvermarktung. 

Herr Köpper erhält für seine Leistungen kein Entgelt, der 
Aufwand für seine Gesellschaft wird aus dem BMWi- 
Haushalt erstattet (Kapitel 09 02 Titel 686 83). Der Titel 
wurde für Maßnahmen zur Standortwerbung in 1998 mit 
2 Mio. DM, 1999 und 2000 mit je 4 Mio. DM ausgestat- 
tet. Für die Gesellschaft des Beauftragten wurde in 1999 
ein Betrag bis zur Höhe von 1,6 Mio. DM bewilligt. 

2. Herstellung von Werbemitteln, Presse, 
Internet 

Eine auch aus Sicht der Bundesländer wichtige Aufgabe 
des Zentrums für Auslandsinvestitionen im Bundesminis- 
terium für Wirtschaft (ZfA) ist die Konzeption und Her- 
stellung von Werbe- und Informationsunterlagen über den 
Investitionsstandort Deutschland. Neben bereits abge- 
schlossenen Informationstexten wird an folgenden Pro- 
jekten gearbeitet: 
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- Argumentationskarten; dieses Projekt wurde ge- 
meinsam mit den Ländern konzipiert und soll eine 
Reihe von Argumentationskarten zum Standort 
Deutschland mit kurzen Texten und aussagefähigen 
Grafiken enthalten; 

- eine Serie von mehrseitigen Faltblättern mit dem 
Titel „Invest in Germany“ und praktischer Erstinfor- 
mation für Investoren; 

- CD-ROM „Germany - economic figures“ (in Eng- 
lisch und Französisch) mit umfassendem statisti- 
schem Material über die deutsche Volkswirtschaft 
und Möglichkeiten der grafischen Darstellung. 

ln Pressebeiträgen wurde die Argumentation für den 
Standort Deutschland weiterentwickelt. Ein in der Zeit- 
schrift der Britisch- Amerikanischen Handelskammer ver- 
öffentlichter Artikel mit dem Titel „Germany - the Ideal 
Location for Your Next Investment“ wird vom Auswärti- 
gen Amt den diplomatischen Vertretungen als Argumen- 
tationshilfe zur Verfügung gestellt. Die Wirtschaftsförder- 
gesellschaften der Länder wollen ihn als Ergänzung ihrer 
Werbeunterlagen verwenden. 

Gemeinsam mit der Amerikanischen Handelskammer in 
Deutschland wurden Gespräche mit ausländischen Jour- 
nalisten zum Investitionsstandort Deutschland geführt. 

Einen besonderen Schwerpunkt der Information über den 
Standort Deutschland soll die mit den Bundesländern ge- 
meinsam konzipierte Internet-Homepage des Bundes 
(www.invest-in-germany.de) bilden, die erheblich erwei- 
tert werden soll. Begonnen wurde mit Informationen über 
das deutsche Fördersystem, die Gründung von Unterneh- 
men, Steuern, Arbeits- und Aufenthaltsrechtsfragen. Die 
Länder haben das Projekt eines umfassenden Auskunfts- 
systems für Investoren begrüßt und nachhaltiges Interesse 
an Mitarbeit bekundet. Ziel ist eine umfassende Daten- 
sammlung und Informationsaufbereitung, die über eine 
möglichst einfache Benutzeroberfläche dem gezielt fragen- 
den Investor eine fundierte Erstberatung ermöglicht, ohne 
dass dieser zunächst nach außen hin in Erscheinung treten 
muss. Mit einer solchen praxisgerechten Darstellung im 
Internet könnte Deutschland gegenüber europäischen 
Konkurrenzländen, die seit langem auf hohem Niveau 
stehende Printmedien verwenden, sein Profil als attraktiver 
Investitionsstandort deutlicher sichtbar machen. 

3. Auskünfte an Investoren 

Das ZfA hat seit Mitte 1998 einige Hundert allgemeine 
Einzel-anfragen beantwortet. Bei der Bearbeitung spezi- 
fischer Projektanfragen von Investoren bzw. von ihnen 
beauftragter Beratungsunternehmen, die allerdings bisher 
noch relativ selten sind, wendet das ZfA seit Mitte 1998 
ein mit den Wirtschaftsfördergesellschaften der Länder 
abgesprochenes arbeitsteiliges Verfahren an. Den Län- 
dern werden zwar die Daten des Projekts mitgeteilt, nicht 
jedoch der Name des anfragenden Unternehmens oder 


Beraters. Die von den Ländern eingehenden Angebote 
übermittelt das ZfA dann an die anfragende Stelle, evtl, 
mit einer die Vergleichbarkeit erleichternden Übersicht, 
jedoch ohne eine eigene Bewertung, und ohne eine Vor- 
auswahl zu treffen. 

Damit haben alle Länder die gleiche Chance, ein Angebot 
zu präsentieren. Zugleich wird vermieden, dass sie unko- 
ordiniert auf den Investor zugehen und damit Deutsch- 
lands Aussichten insgesamt beeinträchtigen. Sofern und 
sobald das Interesse des potenziellen Investors eindeutig 
auf die neuen Länder gerichtet ist, gibt das ZfA die An- 
frage an IIC weiter. In der weiteren Verfolgung des Pro- 
jekts finden auch gemeinsame Gespräche mit dem Inves- 
tor statt, z. B. wenn dieser den Kontakt zur Bundesregie- 
rung sucht. 

Die Erwartungen an die Auskunftskompetenz einer zen- 
tralen Anlaufstelle erfordern den Aufbau entsprechender 
Grundlagen. Das ZfA hat gezielt Informationen zu allen 
Fragen gesammelt, die sich für Investoren in der ersten 
Phase der Orientierung über Deutschland stellen. Neben 
Hinweisen zu Möglichkeiten ausländischer Unterneh- 
men, ihre Aktivitäten in Deutschland zu organisieren, und 
Grundinformationen z. B. zu Steuern, Fördermaßnahmen, 
Arbeitsumfeld u.s.w. kommt der Verfügbarkeit bran- 
chenspezifischer Daten besondere Bedeutung zu. 

4. Zusammenarbeit mit den Wirtschaftsförder- 
gesellschaften der Länder 

Die Bundesländer hatten sich noch in der Wirtschaftsmi- 
nisterkonferenz im Oktober 1997 gegen den Aufbau neuer 
Strukturen der Investorenwerbung auf Bundesebene aus- 
gesprochen. Die Ernennung des Beauftragten für Aus- 
landsinvestitionen und die gleichzeitig damit angekün- 
digte verstärkte Bündelungsrolle des ZfA lösten bei ihnen 
daher zunächst auch kritische Fragen aus. 

Inzwischen haben Kontakte auch außerhalb der halbjähr- 
lichen Treffen mit den Wirtschaftsförderern der Länder, 
gemeinsame konzeptionelle Überlegungen und Projekte 
sowie Absprachen wie zum Verfahren bei projektbezoge- 
nen Anfragen das gemeinsame Verständnis über ein 
zweckmäßiges und koordiniertes Vorgehen weiter geför- 
dert. Ein wichtiges Ziel wird auch in Zukunft sein, den 
Nutzen von Aktivitäten auf Bundesebene für die Länder 
weiter zu erhöhen und damit die Akzeptanz von Anstren- 
gungen unter einem gemeinsamen Dach zu stärken. 

Die Wahrung der Chancengleichheit für alle Länder er- 
weist sich als ein besonders wichtiges Element für den 
Aufbau einer konstruktiven Beziehung zwischen einer 
zentralen Stelle des Bundes und den Ländern. In einer 
Vereinbarung der Wirtschaftsfördergesellschaften mit 
dem D1HT über die Zusammenarbeit mit den Auslands- 
handelskammern vom August 1999 wurde auf Wunsch 
der Länder festgelegt, dass den Kammern bekannt wer- 
dende Anfragen von Investoren über ZfA an die Länder 
weitergeleitet werden sollen. 
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5. Zusammenarbeit mit Auslandshandelskam- 
mern und diplomatischen Vertretungen 

Auf Anregung des D1HT und der Auslandshandelskam- 
mern hat das ZfA Gespräche mit den Kammern in Nord- 
amerika und in Europa geführt über die Möglichkeiten, 
das Potenzial der Kammern noch stärker für die Werbung 
von Investoren zu nutzen. Einzelne Kammern haben Ge- 
spräche des ZfA mit in Deutschland bereits vertretenen 
Unternehmen und potenziellen Investoren im Gastland 
organisiert, arbeiten Vorschläge für Werbeveranstaltun- 
gen vor Ort aus oder bemühen sich gezielt um die Identi- 
fizierung potenzieller neuer Investoren. 

Im September 1999 fand ein Treffen aller diplomatischen 
Vertretungen und Auslandshandelskammern in den USA 
statt, bei dem eine Arbeitsgruppe gegründet wurde mit 
dem Ziel, Vorschläge für eine Verstärkung der Investo- 
renwerbung vor Ort zu erarbeiten. 

II. 

Tätigkeit des Beauftragten für Auslandsinvesti- 
tionen in Deutschland 

Der Beauftragte wirkt auf eine Erhöhung der Investitio- 
nen aus dem Ausland durch Neuansiedlung von Unter- 
nehmen, Erwerb von Beteiligungen sowie Erweiterungen 
von in Deutschland bereits ansässigen ausländischen Un- 
ternehmen hin. Er sucht hierzu den Kontakt zu den Re- 
präsentanten großer ausländischer Unternehmen, wendet 
sich darüber hinaus aber auch an einen breiteren Kreis po- 
tenzieller Investoren. Herr Köpper hält hierzu auf Veran- 
staltungen und Wirtschaftstreffen vor ausgewählten Un- 
ternehmensvertretern Vorträge und führt intensive Ge- 
spräche mit potenziellen Investoren, Multiplikatoren in 
Wirtschaftskreisen sowie Medienvertretern über Mög- 
lichkeiten und Chancen von Unternehmensaktivitäten in 
Deutschland. 

1. Konkrete Maßnahmen/Einzelveranstal- 
tungen 

In der zweiten Jahreshälfte 1998 wurden die „Gesell- 
schaft zur Unterstützung des Beauftragten für Auslands- 
investitionen in Deutschland mbH“ etabliert, Mitarbeiter 
eingestellt sowie Büroräume in Berlin-Mitte angemietet 
und eingerichtet. Erste Kontakte mit potenziellen Inves- 
toren wurden aufgenommen. 

Im Jahr 1999 wurden im Einzelnen folgende Maßnahmen 
und Veranstaltungen durchgeführt und geplant: 

Erstes Halbjahr 1999: 

Vorträge von Herrn Köpper: 

- Hongkong: Vortrag, Abendveranstaltung und Presse- 
konferenz zu Investitionen in Deutschland (Januar 
1999); 

- Heallh-Care-Mission aus Nashville, USA, 35 Teil- 
nehmer: Vortrag über Medizintechnik und Pflege- 


dienstleistungsmarkt in Deutschland in Bonn (März 
1999); 

- San Francisco: Vortragsveranstaltung mit Schwer- 
punkt „High Tech“ zum Standort Deutschland, Pres- 
segespräch (April 1999); 

- New York: Vortrag zum Wirtschaftsstandort 
Deutschland im Rahmen des IT- und Kommunikati- 
ons-Technik-Kongresses der Deutsche Bank Alex 
Brown (Mai 1999); 

- Vortrag im Rahmen der Eröffnung des Zentrums für 
Wirtschaftsforderung in Hannover in Anwesenheit 
des niedersächsischen Ministerpräsidenten (März 
1999); 

- Botschaft London: Vortrag in der Residenz des Bot- 
schafters vor ausgewählten Wirtschaftsvertretern 
zum Standort Deutschland (Juni 1999); 

- Paris: Vortrag zum Wirtschaftsstandort Deutschland, 
anschließend Pressegespräch (ca. 15 Vertreter fran- 
zösischer Medien); 

- Deutsche Botschaft Paris: Lunchveranstaltung mit 
Wirtschaftsvertretern über den Standort Deutschland 
(ca. 25 Teilnehmer, Juni 1999). 

Interviews mit Herrn Köpper: 

Interviews und Artikel in verschiedenen Printmedien zum 
Thema Investitionen in Deutschland: Stern, British 
Chamber News, Lufthansa Journal, Der Tagesspiegel. 

Sonstiges: 

Mehrere Treffen von Herrn Köpper mit Länderminister- 
präsidenten und Länderwirtschaftsministern bezüglich 
Unterstützung von Akquisitionsaktivitäten. 

Maßnahmen des Büros: 

- Vorbereitung und Follow-up der durchgeführten Ak- 
tivitäten; 

- Vortrag von Frau Dr. Martens-Jeebe zu einer Semi- 
narveranstaltung des AA über Investorenwerbung 
(April 1999). 

Zweites Halbjahr 1999: 

Veranstaltungen zum Standort Deutschland mit Teilnah- 
me von Herrn Köpper (durchgeführt und geplant): 

- London Presse-Lunch: Gespräch mit Vertretern der 
englischen Printmedien über den Standort Deutsch- 
land (17. September 1999); 

- Gespräche und Interviews mit einer Delegation franzö- 
sischer Wirtschaftsjournalisten in Berlin zum Thema 
Standort Deutschland (25. bis 27. Oktober 1999); 

- British Chamber of Commerce, Hamburg, Vortrag 
zum Standort Deutschland (1. November 1999); 
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- Ausländische Presse zu Berlin e.V.: Vortrag und 
Diskussion über den Standort Deutschland (11. No- 
vember 1999); 

- Forum Tagesspiegel: Gemeinsame Diskussion u. a. 
mit Staatssekretär Mosdorf, Prof. Dr. Plattner, SAP 
AG - Standort Deutschland (geplant für 1 . Dezember 
1999); 

- Boston: Vortrag „Germany - a place to invest“ vor 
Vertretern des German-American Business Club 
Boston und der Eric Warburg Chapter Boston des 
American Council of Germany (Dezember 1999). 

Pressearbeit: Interviews und Artikel: 

- Deutsche Welle-Plus zum Standort Deutschland (Juli 
1999); 

- Die Welt, zum Standort Deutschland (August 1999); 

- Taiwan Presse, Beilage „Germany“ (u. a. Erläuterung 
der Stärken im High-Tech-Bereich (15. September 
1999); 

- Redaktion Deutschland zum Standort Deutschland 
(September 1999); 

- New York Times (Oktober 1999, noch nicht veröf- 
fentlicht); 

- Forum International (DB-Zeitschrift in den USA); 

- Les Echo, Le Monde, Le Croix, LCI; 

- Flamburger Abendblatt zum Wirtschaftsstandort 
Deutschland ( 1 . November 1999); 

- NDR-4, Info (1. November 1999); 

- Boston Globe (7. Dezember 1999); 

- Deutsche Welle-TV: zu Beginn der o. g. Filmreihe ist 
ein Interview mit Flerrn Köpper in Deutsch und Eng- 
lisch über den Standort Deutschland vorweggeschal- 
tet (Beginn der Ausstrahlung im Jahr 2000); 

- Leaders Magazine: Invest in Germany, Interviews 
mit dem Bundeskanzler, dem Bundeswirtschaftsmi- 
nister Dr. W. Müller und Herrn Köpper zum Standort 
Deutschland. Eine Beilage zum Wirtschaftsstandort 
Deutschland ist hierfür bereits in Produktion. 

Sonstiges: 

- Gespräch mit Jacques Nasser, CEO Ford, September 
1999 in Deutschland. 

Tätigkeiten des Büros: 

- Vorbereitung, Begleitung und Follow-up aller durch- 
geführten Maßnahmen und Aktivitäten des Beauf- 
tragten für Auslandsinvestitionen in Deutschland; 

- Einzelgespräche Büro U SA mit potenziellen Investo- 
ren (IT-Branche, Unternehmen der Mikro-Elektronik 


und -Mechanik, Vorbereitung von Veranstaltungen, 
Präsentationen, etc.); 

- Deutsche Welle-TV: Vorbereitung einer Filmreihe 
über den Wirtschaftsstandort Deutschland; darin 
wird über die Präsentation von Unternehmen der 
High-Tech-Branchen der Standort Deutschland neu 
positioniert; 

- Gespräche mit den Botschaften (und den General- 
konsulaten) in GB, F und den USA über gemeinsame 
weitere Aktivitäten mit Herrn Köpper; 

- Global Finance: Diskussionsrunde über den Standort 
Deutschland - Teilnahme von Frau Dr. Martens- 
Jeebe (23. September 1999); 

- Deutsch-Brasilianische Wirtschaftstage unter Vorsitz 
von Herrn Henkel, BDI (Frau Dr. Martens-Jeebe ver- 
tritt Herrn Köpper, November 1 999); 

- Besuchs- und Gesprächsorganisation für eine franzö- 
sische Wirtschaftsjournalistin des L'Express mit dem 
Themenschwerpunkt Deutschland 10 Jahre nach 
dem Mauerfall (11. bis 13. Oktober 1999); 

- Vorbereitung, Durchführung und Begleitung des Be- 
suchs einer Delegation französischer Wirtschafts- 
journalisten (Korrespondenten von Challenges, 
La Croix, La Tribüne, Le Figaro, Les Echo, LCI, 
Le Monde) in Berlin. Firmenbesichtigungen (u. a. 
Debis, Euromedien Babelsberg, Vivendi), Informati- 
onsgespräche zum Thema Standort Deutschland 
(25. bis 27. Oktober 1999); 

- Messen: Vorfeldanalysen zu Messeveranstaltungen 
in D, USA, GB, F und Japan zur Eruierung zukünfti- 
ger Präsentationsmöglichkeiten; 

- Branchen- und unternehmensspezifische Analysen 
(Deregulierung, Kapitalstock); 

- Internet: Planung und Einrichtung des Auftritts und 
der Links www.direct-investment.de (in Vorberei- 
tung); 

- „Pitch“-Präsentationen (Grundlagenpräsentationen) 
zum Standort Deutschland für die USA. 

2. Das Büro des Beauftragten nimmt folgende 
Aufgabenbereiche wahr: 

2.1 Identifikation, Aufbau und Entwicklung eines rele- 
vanten Akquisitions-/Investorenpotenzials als Ergän- 
zung zum vorhandenen Netzwerk des Beauftragten 
für Auslandsinvestitionen, über 

- Direktansprache 

- branchenbezogene Veranstaltungen 

- Kongresse 

- Messen. 
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2.2. Entwicklung zielgruppenspezifischer Akquisitions- 
instrumente 

Entwicklung einer Grundlagenpräsentation („pitches“, 
aufbauend auf dem Argumentarium) des Wirtschafts- 
standorts Deutschland; branchen- und länderspezifische 
Ergänzungen; Bestimmung der akquisitionsrelevanten 
Marktsegmente, Marktstrukturen und Marktpotenziale 

- Marktanalysen 

- Branchenanalysen 

- Unternehmensprofile/-analysen (insbesondere In- 
vestitionsverhalten) 

2.3. Marketing und Kommunikation „Wirtschafts- und 
Investitionsstandort Deutschland“ 

- Pressearbeit 

- Öffentlichkeitsarbeit 

- Werbung 

2.4. Follow-up 

- Nachbereitung von Veranstaltungen 

- Intensivierung gewonnener Kontakte 

- Vermittlung und Begleitung von Folgekontakten 

3. Künftige Bündelung der Werbeaktivität auf 
Bundesebene 

Das BMWi beabsichtigt, die Maßnahmen zur Standort- 
werbung künftig beim Beauftragten für Auslandsinvesti- 
tionen in Deutschland zu bündeln. Dabei ist geplant, die 
bisher vom Zentrum für Auslandsinvestitionen wahrge- 
nommenen Aufgaben auf den Beauftragten für Auslands- 
investitionen zu übertragen. 

III. 

Tätigkeit der Industrial Investment Council 
GmbH 

1. Aufgabe 

Das IIC wurde Ende 1996 durch die Bundesregierung so- 
wie die Regierungen der neuen Bundesländer und Berlins 
mit dem Ziel gegründet, ausländische Investoren für Ost- 
deutschland zu gewinnen und damit Arbeitsplätze in In- 
dustrie und Dienstleistung zu schaffen. 

Nachdem Treuhandanstalt bzw. BVS die Privatisierung 
der ostdeutschen Wirtschaft praktisch abgeschlossen hat- 
ten, musste bei der internationalen Akquisitionsarbeit nun 
nicht mehr die Verwertung bestehender Betriebe, sondern 
die Gewinnung von Investoren für Neuinvestitionen 

- also die typische Aktivität aller miteinander konkurrie- 
renden Regionen Europas - im Vordergrund stehen. Dafür 
gab es bis dahin zwar die Wirtschaftsförderungsgesell- 
schaften der Länder, jedoch keine gemeinsame Institu- 
tion. 


Die Schaffung des IIC zielte ab auf einen dreifachen 
Mehrwert: 

- Durch Bündelung der Interessen mehrerer, interes- 
sensverwandter Länder wird ein höherer Aufmerk- 
samkeitswert erreicht. Die besonderen Standort- 
merkmale und damit -vorteile Ostdeutschlands 
lassen sich für die Gesamtregion überzeugender ver- 
mitteln als jeweils im Alleingang einzelner Länder. 

- Die Beteiligung des Bundes - ein Novum im födera- 
len System der Wirtschaftsförderung - verstärkt den 
Rückhalt durch die deutschen Vertretungen im Aus- 
land und öffnet dem IIC oft Türen, die einzelnen 
Wirtschaftsförderern verschlossen bleiben. 

- Industrielle Kompetenz durch den Einsatz von indus- 
trieerfahrenen Personen. Den Entscheidungsträgern 
der angesprochenen Unternehmen stehen damit adä- 
quate Verhandlungspartner mit Fachkompetenz und 
eigener Managementerfahrung gegenüber. 

Das IIC versteht sich als Partner der Landesregierungen 
und ihrer Wirtschaftsförderungsgesellschaften mit einer 
speziellen Dienstleistungsfunktion - Bindeglied zu sein 
zwischen standortsuchenden ausländischen Unternehmen 
und den Institutionen der Länder. 

2. Organisation 

Das IIC hat die Rechtsform einer GmbH, deren Ge- 
schäftsanteile zu 30% durch die Bundesrepublik 
Deutschland und zu 70% durch die neuen Bundesländer 
bzw. Berlin gehalten werden. Die Geschäftsführung be- 
steht aus den Herren Dr. Hans Christoph von Rohr (Vor- 
sitzender) und Dr. Stefan Feuerstein. Mitglieder des Auf- 
sichtsrats sind die Herren: 

Prof. Dr. Dietmar Werner (Vorsitzender, ehern. Vorstands- 
mitglied BASF AG); 

Wolfgang Branoner (Senator für Wirtschaft und Betriebe 
des Landes Berlin); 

Dr. Burkhard Dreher (ehern. Minister für Wirtschaft, Mit- 
telstand u. Technologie des Landes Brandenburg); 

Prof. Dr. Rolf Eggert (Wirtschaftsminister des Landes 
Mecklenburg- Vorpommern); 

Dr. Hans Friderichs (Bundesminister a. D.); 

Matthias Gabriel (Minister für Wirtschaft und Technolo- 
gie des Landes Sachsen-Anhalt); 

David J. Herman (Vice President General Motors Corp.); 

Dr. Klaus Mangold (Vörstandsvorsitzender Daimler- 
Chrysler Services (debis) AG); 

Dr. Helmut O. Maucher (Präsident des Verwaltungsrates 
der Nestle AG); 

Dr. Jens Odewald (Aufsichtsratsvorsitzender BVVG); 
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Dr. Kajo Schommer (Staatsminister für Wirtschaft und 
Arbeit des Freistaates Sachsen); 

Franz Schuster (Minister für Wirtschaft und Infrastruktur 
des Freistaates Thüringen); 

Rolf Schwanitz (Staatsminister im Bundeskanzleramt). 

Am 1. Oktober 1999 waren 33 Personen beim IIC be- 
schäftigt, davon vier in den Büros New York und London. 
Außerdem unterstützen das IIC eine Reihe von „Senior 
Advisors“ aus der Industrie, z. T. auf One-Euro-Basis 
engagierte ehemalige Vorstände. 

3. Arbeitsschwerpunkte 

Gemeinsam mit den Ländern hat das IIC folgende 
Schwerpunktbranchen für die aktive Kundengewinnung 
definiert: 

- Automobilzulieferung 

- Chemie/Life Sciences 

- Informationstechnologie 

- Konsumgüter 

- Dienstleistungen. 

Für jede dieser Branchen wurden detaillierte Branchen- 
analysen gefertigt, die dem potenziellen Investor ein 
komplettes Bild seiner Branche in Deutschland vermit- 
teln. Aus diesen Branchenanalysen werden die für den 
Einzelfall wichtigen Teile in die Kundenpräsentationen 
übernommen. Im Dialog mit Experten, häufig den eige- 
nen „Senior Advisors“ des IIC, wird sodann versucht, 
Lücken im Produktions- oder Versorgungsfluss zu identi- 
fizieren und hieraus einen konkreten Projektvorschlag zu 
entwickeln, der den in Betracht kommenden ausländi- 
schen Investoren unter Nutzung der IIC -Netzwerke vor- 
gestellt wird. 

Sobald ein potenziell interessierter Kunde identifiziert ist, 
übernimmt das für die Branche zuständige Projektmana- 
gement die Bearbeitung. Dazu gehören 

- die Beschaffung möglichst vollständiger Informatio- 
nen über den Kunden, seine Strategie, seine Finanz- 
kraft und sein konkretes Projekt; hierbei leisten die 
Büros in London und New York wichtige Zuarbeit; 

- die Erstellung einer auf die (bekannt en/vermuteten) 
Kundenbedürfnisse zugeschnittenen Erstpräsenta- 
tion mit Informationen über Markt, Zulieferer, Logis- 
tik, wichtige Kostenfaktoren, ggf. auch bereits mit 
ersten Standortinformationen; 

- Übermittlung und Erläuterung dieser Präsentation 
durch das IIC-Länderbiiro, ggf. auch durch einen Di- 
rektbesuch des zuständigen Branchenmanagers. 

Die weiterführende Bearbeitung richtet sich nach den je- 
weiligen Kunden wünschen: häufig stehen Standortbe- 
sichtigungen im Vordergrund, oder es geht zunächst um 


die Erarbeitung eines Finanzierungskonzeptes unter Ein- 
schaltung geeigneter Anbieter von Risikokapital. Im wei- 
teren Verlauf unterstützt das IIC den Kunden bei den Ver- 
handlungen mit Grundstückseigentümern bzw. Vermie- 
tern, bei den Antragsverfahren für Investitionshilfen und 
zuweilen auch in der Formulierung bzw. Anpassung des 
Geschäftsplans. 

So früh wie möglich schaltet das IIC die Wirtschaftsför- 
dergesellschaft des betroffenen Bundeslandes in den Ak- 
quisitionsprozess ein. Erster Schritt ist meist die Über- 
mittlung eines Anforderungsprofils des Kunden für den 
gesuchten Standort (grüne Wiese bzw. vorhandenes Be- 
triebsgebäude). Die Vorschläge werden durch das IIC 
aufbereitet, in ein einheitliches Format gebracht und dem 
Kunden vorgestellt. Es folgen Standortbesichtigungen 
und - bei positivem Verlauf - eine Standortvorentschei- 
dung. 

Von diesem Zeitpunkt an liegt die Hauptverantwortung 
bei der Wirtschaftsfordergesellschaft des Landes, ln der 
Praxis zeigt sich jedoch oft, dass der Kunde im Sinne ei- 
nes „one face to the customer“ auch auf weitere Beglei- 
tung durch den ihm bereits vertrauten IIC -Manager Wert 
legt. 

Eine Liste der Veranstaltungen des IIC im Ausland im 
Jahr 1999 ist als Anlage beigefügt. 

4. Eingesetzte öffentliche Mittel, Aufbauphase 

Das IIC war zunächst mit einer auf Ende 1999 befristeten 
Laufzeit gegründet worden. Hierfür standen der Gesell- 
schaft aus dem ehemaligen SED-Parteivermögen 
50 Mio. DM zur Verfügung. Dank sparsamer Mittelver- 
wendung war es möglich, die Laufzeit des IIC ohne wei- 
teren Mittelzufluss bis Ende 2001 zu verlängern; gleich- 
zeitig beschloss der Bund, seine - ursprünglich bis Ende 
1998 befristete - Gesellschafterfunktion ebenfalls bis 
Ende 2001 dort beizubehalten. 

Per 1. November 1999 besteht das IIC folglich seit zwei 
Jahren und zehn Monaten. Am Beginn standen der orga- 
nisatorische Aufbau der Gesellschaft, die Gewinnung 
qualifizierter Mitarbeiter und die Entwicklung der Akqui- 
sitionsstrategie. Anschließend, zum Teil auch parallel, 
wurden für die Schwerpunktbranchen detaillierte Bran- 
chenanalysen und Argumentationshilfen erstellt und die 
jeweiligen Kundenpotenziale ermittelt. Erst auf einer sol- 
chen Know-how-Basis war es sinnvoll, die konkreten 
Kundenansprachen auszulösen. Das eigentliche operative 
Geschäft des IIC begann somit nach etwa neun Monaten. 

Während dieser Zeit sind 25 Mio. DM verbraucht worden. 
Dies entspricht einem jährlichen Budget von ca. 12 Mio. 
DM. 

5. Ergebnisse der Arbeit des IIC 
a) Ansiedlungsentscheidungen 

Das IIC wurde für die Gewinnung ausländischer Investo- 
ren gegründet, folglich ist die Zahl und das Gewicht der 


Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-41- 


Drucksache 14/4240 


durch die Gesellschaft bewirkten bzw. mitbewirkten In- 
vestitionen die wichtigste Messgröße. Diese Werte stehen 
endgültig erst nach Durchführung der jeweiligen Investi- 
tionen und Produktionsbeginn, oft sogar erst nach Errei- 
chen der geplanten Vollauslastung fest. Dieser Prozess 
dauert - beginnend mit dem ersten Kundenkontakt - 
im industriellen Bereich gewöhnlich zwischen 18 und 
36 Monaten, zuweilen auch länger. 

Angesichts dieser zeitlichen Dimension scheidet nach nur 
zwei Jahren eine Messung der effektiv durchgeführten In- 
vestitionen (Beträge, Arbeitsplätze) aus. Messgröße kann 
nur das Volumen der nach der Standortentscheidung vom 
Investor zugesagten (und oft in einem Förderbescheid do- 
kumentierten) Investition sein. 

Danach hat das IIC bislang 30 Projekte mit einer Gesamt- 
investitionssumme von 3,7 Mrd. DM und über 5000 zu 
schaffenden direkten Arbeitsplätzen akquiriert. 

Gemessen an den Zielvorgaben des Aufsichtsrates 
hat das IIC die ihm gesetzten Ziele erreicht bzw. über- 
schritten (SOLL 1998 = 5 bis 10 Ansiedlungen, IST= 11; 
SOLL 1999 = 10 bis 15 Ansiedlungen, IST per 1. No- 
vember 1999 = 19). 

b) Projekte 

Von Bedeutung ist auch die Zahl der bearbeiteten Projekte 
- der vom Investor zurückgezogenen, der gegen konkur- 
rierenden Standort verlorenen, der noch im Schwebezu- 
stand befindlichen, der Projekte kurz vor einer Standort- 
entscheidung und schließlich der gewonnenen. 

Das IIC hat bislang 296 Einzelprojekte mit potenziellen 
Investoren verhandelt. Von diesen können gegenwärtig 
etwa 55 als schwebend bzw. kurz vor einer Standortent- 
scheidung stehend angesehen werden. 

c) Branehen-Know-How 

Als wesentliches Arbeitsmittel hat das IIC für die in die 
gezielte Bearbeitung einbezogenen Branchen bzw. Bran- 
chensegmente detaillierte Analysen der Absatz- und 
Beschaffungsmärkte, des Konkurrenzumfeldes, der Infra- 
struktur, der FuE - Potenziale usw. erstellt. Anhand dieser 
Dokumentationen ist es oftmals gelungen, konkrete Pro- 
jektideen i. S. von Lücken einer Produktionskette zu 
identifizieren und möglichen Investoren vorzustellen. 

ln bestimmten Industrien (vor allem in der Automobilzu- 
lieferung) sind Zuliefer-Pyramiden analysiert und so po- 
tenzielle ausländische Zulieferer, die als Interessenten für 
eine Ansiedlung in Betracht kommen, definiert und ange- 
sprochen worden. 

Derartige Marktanalysen aus der Sicht eines einzigen 
Bundeslandes anzufertigen, ist nicht immer sinnvoll. Für 
den Investor entscheidet das Bild einer größeren, zusam- 
menhängenden Region bzw. das eines ganzen Landes. 
Gleichwohl ist gerade für die Erarbeitung und Nutzung 
des Branchen-Know-hows die enge Verbindung zu den 
Länderinstitutionen, die für ihren Bereich über Detailwis- 
sen verfügen, wichtig. 


d) Standortimage Neue Bundesländer 

Die Erstansprache eines potenziellen Kunden kann nur er- 
folgreich sein, wenn das Standortimage der neuen Bun- 
desländer ihm hinreichend positiv erscheint. Hier gilt es, 
gerade im angelsächsischen Bereich, massive Vorbehalte 
abzubauen. Im Einzelgespräch mit dem Kunden ist das 
schwierig, wenn er in der Wirtschaftspresse seines Landes 
regelmäßig das Gegenteil lesen kann. Deshalb hat das IIC 
von Beginn an erhebliche Kapazität für die Betreuung der 
ausländischen Medien (Wall Street Journal, Financial Ti- 
mes, Economist, Business Week, BBC, Le Figaro usw.) 
eingesetzt. Es gibt kontinuierlich Hintergrundgespräche, 
Interviews, Namensartikel usw. Im Ergebnis sind bisher 
etwa 150 Veröffentlichungen erschienen bzw. gesendet 
worden. Ziel dieser Arbeit ist es, Ostdeutschland mit sei- 
nen besonderen Merkmalen (Flexibilität und Qualifika- 
tion der Arbeitnehmer, Infrastruktur, Brückenfunktion 
Osteuropa) als eine der dynamischsten Regionen Europas 
darzustellen. Zusammengefasst ist die Argumentation in 
der Standort-Broschüre „lf Europe is part of your invest- 
ment strategy“, die sehr breit verteilt wird. Dieselben The- 
men werden im Internet-Auftritt des IIC angesprochen. 
Ein regelmäßig erscheinendes Informationsblatt „Focal 
Point“ hält die Verbindung zu Kunden und Multiplikato- 
ren im Ausland. 

e) Netzwerke 

Ostdeutschland steht als Investitionsstandort nur selten 
von vornherein auf der Liste der vom Investor untersuch- 
ten Regionen (sog. „long list“). Deshalb erhält das IIC nur 
in geringem (in letzter Zeit allerdings zunehmendem) 
Umfang spontane Standortanfragen ausländischer Unter- 
nehmen. Alles kommt folglich auf die pro-aktive Markt- 
bearbeitung an. Hierzu hat das IIC als wesent- 
liches Hilfsmittel ein dichtes Netzwerk von Kontakten 
zu Multiplikatoren (Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, 
Banken, Unternehmensberatungen, Rechtsanwälten usw.) 
geknüpft, die das IIC dabei unterstützen, potenzielle In- 
vestoren im geeigneten Zeitpunkt über die jeweils 
entscheidungsverantwortliche Person anzusprechen. Das 
Eigeninteresse der Multiplikatoren besteht darin, ihren 
Kunden Zugang zu den Beratungsleistungen des IIC zu 
verschaffen. Dieses Netzwerk beginnt allmählich seine 
Wirkung zu entfalten und bedarf ständiger Pflege. 

f) Ausblick 

Insgesamt hat das IIC mit seiner industriellen Kompetenz, 
mit den aufgebauten Netzwerken und seinem Bekannt- 
heitsgrad durch erheblichen Mitteleinsatz in einer länge- 
ren Anlauf- und Entwicklungsphase wichtige Werte 
geschaffen, die während der satzungsmäßigen Restlaufzeit 
der Gesellschaft so weit wie möglich genutzt werden. Im 
Vordergrund steht dabei sowohl die Gewinnung einer nach 
Zahl der Arbeitsplätze und Investitionsvolumen möglichst 
großen Menge ausländischer Investoren als auch die lang- 
fristige Sicherung des IIC-Know-hows für daran interes- 
sierte Institutionen der Länder und des Bundes. 
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V A 2 - 04 43 00 / 2 

Referatsleiter: MR Krause 

Bearbeiter: AR Boigk 


Berlin, 13. September 2000 

Hausruf: 7511 
Hausruf: 7516 


Herrn Minister ohne Termin 

a. d. D. - zur Entscheidung - 

Die Staatssekretäre haben Abdruck erhalten. 

Betr.: Bericht an den Deutschen Bundestag und den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie des Deutschen Bun- 
destages „Künftige Gestaltung der Standortwerbung zur Gewinnung ausländischer Investitionen für Deutsch- 
land“; 

Anlg.: (1) Bericht zur Weiterleitung an den Präsidenten des Deutschen Bundestages und an den Vorsitzenden des Aus- 
schusses für Wirtschaft und Technologie und 

(2) Übersendungsschreiben an den Präsidenten des Deutschen Bundestages sowie an den Vorsitzenden des 
BT-Ausschusses für Wirtschaft und Technologie 


I. Votum 

Zustimmung zum beigefügten Berichtsentwurf und Übersendung an den Präsidenten des Deutschen Bundestages und 
den Vorsitzenden des BT-Ausschusses für Wirtschaft und Technologie. 


II. Sachverhalt 

Der Deutsche Bundestag hat seit einigen Jahren fraktionsübergreifend eine stärkere einheitliche Werbung um auslän- 
dische Investitionen in Deutschland gefordert, zuletzt mit der Entschließung vom 8. Mai 1998. Die Bundesregierung 
wurde dabei aufgefordert, dem Parlament über die Fortschritte bei die Umsetzung ihres vorgelegten Konzeptes 
sowie über sonstige Maßnahmen zur Förderung von Auslands investitionen zweimal jährlich zu berichten. Für die Bun- 
desregierung hat das BMWi zuständigkeitshalber wiederholt im federführenden, o. a. Ausschuss berichtet, zuletzt am 
1. Dezember 1999. Der Ausschuss hat in der vg. Sitzung die vom BMWi seit der Entschließung vom 8. Mai 1998 ein- 
geleiteten Maßnahmen auf Bundesebene mit dem Ziel einer schlagkräftigeren Vermarktung des Standorts Deutschland 
begrüßt. Er hat das BMWi ermutigt, auf dem eingeschlagenen Weg fortzuschreiten, und gebeten, zu den parlamentari- 
schen Haushaltsberatungen im Herbst 2000 ein umfassendes, im Hause und mit dem BMF, AA und BPA auf Arbeits- 
ebene abgestimmtes Perspektivpapier für die künftige Gestaltung der Standortwerbung vorzulegen, welches hiermit 
vorgelegt wird (Anlagel). 

Es ist damit zu rechnen, dass sich der BT-Ausschuss für Wirtschaft und Technologie auf seiner Sitzung am 1 1 . Okto- 
ber 2000 (im Rahmen der Beratung der Einzelanträge zum Einzelplan des BMWi) mit dem Papier befassen wird. 


Zum wesentlichen Inhalt des Konzeptes: 

Der Beauftragte für Auslandsinvestitionen, Herr Köpper, hat mit der Auflösung des früheren Zentrums für Auslands- 
investitionen (ZfA) zum Jahresbeginn 2000 vom BMWi zusätzliche Aufgaben der Standortwerbung übernommen. So 
ist sein Büro jetzt auch erste länderübergreifende Anlaufstelle für solche Auslandsinvestoren, die sich noch nicht auf 
eine bestimmte Region in Deutschland festgelegt haben, und für die operativen Aufgaben der Gesamtstandortwerbung 
auf Bundesebene zuständig. Die hierfür erforderlichen Mittel werden aus dem BMWi-Einzelplan bereitgestellt. 

Herrn Köppers Arbeit findet im Bundestag fraktionsübergreifend große Unterstützung (vgl. Diskussion des Wirt- 
schaftsausschusses mit Herrn Köpper am 1. Dezember 1999). 

Der derzeitige Ernennungsvertrag mit Herrn Köpper läuft zum 30. Juni 2001 aus. Die Weichen für eine Verlängerung 
sollten jetzt gestellt werden. Herr Köpper hat intern bereits seine Bereitschaft zur Verlängerung seines Vertrags (even- 
tuell bis Mitte 2003) signalisiert. Das vereinbarte Ministergespräch mit ihm am 20. September 2000 sollte auch dazu 
dienen, ihm eine Vertragsverlängerung vorzuschlagen. 

Parallel zum Büro des Beauftragten besteht weiterhin das Industrial Investment Council (IIC) zur Gewinnung von Aus- 
landsinvestoren für die neuen Bundesländer und Berlin. Das IIC wird voraussichtlich nach der Entscheidung des Bun- 
deskanzlers hinsichtlich einer Beteiligung des Bundes über das Jahr 2001 hinaus bis 2004 verlängert, sofern sich Bund 
und Länder über die noch offenen Finanzierungs- und Beteiligungsfragen verständigen. 
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Kritische Aspekte der derzeitigen Konstruktion: 

Eine Zusammenführung beider o. a. Organisationen, wie ursprünglich vom BMWi und nach wie vor vom BMF 
vertreten, scheint damit vorerst außer Reichweite. BMWi wird auf eine gute Verzahnung der Aktivitäten bei- 
der hinwirken. 

Mit dem Auslaufen des Ernennungsvertrages von Herrn Köpper in absehbarer Zeit stellt sich die Frage einer 
Institution „Investieren in Deutschland“, wie vom Parlament mit der Entschließung vom 8. Mai 1998 gefor- 
dert, erneut. Nach unserer Auffassung sollte das Büro des Beauftragten zu einer dauerhaften Einrichtung in 
Form einer „Bundes-GmbH“ umgewandelt werden. Bis dahin sollte das Büro als Kompetenzzentrum des be- 
stehenden Netzwerkes im ln- und Ausland, wie vom Büro des Beauftragten vorgeschlagen, ausgebaut werden. 
Aufgrund des zunehmenden Bekanntheitsgrades des Büros im Ausland ist künftig mit einer verstärkten 
Anfragenbearbeitung (vgl. Januar bis Juni 2000 = 156 Anfragen) zu rechnen. Die hierfür erforderliche perso- 
nelle Kompetenz insbesondere in den „New Economy“-Branchen muss kurzfristig weiter ausgebaut werden. 
Auf Image-Kampagnen zur Vermarktung von Standorthighlights muss aufgrund der damit verbundenen hohen 
Aufwendungen verzichtet werden. Die kürzlich vom Büro auf Bitte des BMWi erfolgte Vermarktung der Ver- 
gabe der UMTS-Lizenzen im Rahmen von Anzeigenschaltungen im „Wall Street Journal“ bzw. „Financial Ti- 
mes Europe“ - als Zeichen für den in Europa attraktivsten Telekommunikationsstandort - (Kosten ca. 530 
TDM) kann aus derzeitiger Sicht nur eine Ausnahme darstellen. Ebenso besteht weiterhin erhöhter Finanzbe- 
darf zum Internetausbau und für Standortinformationen für Investoren und Multiplikatoren (auf Printmedien 
kann trotz Internetangebot nicht gänzlich verzichtet werden). Die derzeitige Finanzausstattung des Beauf- 
tragten und seines Büros kann daher nur ein erforderliches Minimum sein, unabhängig davon, ob eine Betei- 
ligung der Länder mittelfristig gelingt. Eine Aufstockung der derzeitigen Mittel (4 Mio. DM pro Jahr) ab 2002 
sollte mit dem BMF in nächster Zeit auf Leitungsebene besprochen werden. 


III. Stellungnahme 

Der vorgelegte Bericht ist im BMWi (VI,VIC 2, Z-HA) und mit den übrigen betroffenen Ressorts (BMF, AA, BPA) 
auf Arbeitsebene abgestimmt. Das Büro des Beauftragten für Auslandsinvestitionen, das IIC und der DIHT haben 
Beiträge geliefert, die in den Bericht eingeflossen sind. Im Anhang des Berichtes sind eigene Tätigkeitsberichte des 
Büros und des IIC enthalten. 

Der Bericht nimmt umfassend zur künftigen Gestaltung der Standortwerbung des Bundes Stellung und kommt einem 
Beschluss des BT-Ausschusses für Wirtschaft und Technologie vom 1 . Dezember 1 999 nach. Eine Übersendung an den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages sowie den Vorsitzenden des vg. Ausschusses wird nach dem Gespräch mit dem 
Beauftragten für Auslandsinvestitionen am 20. September 2000 empfohlen. 

Mit der Übersendung des Berichtes an den Präsidenten des Deutschen Bundestages wird in Abstimmung mit PR/KR 
der BMWi-Bericht an den BT- Ausschuss für Wirtschaft und Technologie vom 17. November 1999 nachgereicht. BMWi 
beantwortet damit die Anfrage des Abg. Dr. Peter Ramsauer(CDU/CSU-Fraktion und Mitglied des Ältestenrates) zur 
Erfüllung von Berichtspflichten der Bundesregierung gegenüber dem 13. Deutschen Bundestag (Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 8. Mai 1998). 

- Übersendungsschreiben an den Präsidenten des Deutschen Bundestages - Anlage 2a 

- Übersendungsschreiben an den Vorsitzenden des BT-Ausschusses für Wirtschaft und Technologie - Anlage 2b 


Krause 
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Anlage 2a: 


(Briefkopf BM Dr. Müller) 

An den Präsidenten des Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 


Sehr geeinter Herr Thierse, 

entsprechend der Entschließung des Deutschen Bundestages vom 8. Mai 1998 zur Initiative „Investieren in Deutsch- 
land“ möchte ich Sie über die erreichten Fortschritte bei der Umsetzung des damaligen Konzeptes sowie über ein von 
mir für den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie des Deutschen Bundestages erarbeitetes Perspektivpapier zur 
künftigen Gestaltung der Standortwerbung auf Bundesebene zur Gewinnung ausländischer Investitionen für Deutsch- 
land umfassend unterrichten. 

Wie Sie dem Bericht entnehmen können, beabsichtigt der o. a. Ausschuss, das Thema im Zusammenhang mit den in 
Kürze anstehenden parlamentarischen Beratungen zum Bundeshaushalt 200 1 und zur Finanzplanung bis zum Jahr 2004 
erneut auf seine Tagesordnung zu setzen. 


Mit freundlichen Grüßen 


Anlage 2b: 


(Briefkopf BM Dr. Müller) 

Herrn Matthias Wissmann, MdB 
Vorsitzender des Ausschusses für 
Wirtschaft und Technologie 
Deutscher Bundestag 
Platz der Republik 1 

11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Wissmann, 

der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat mich in seiner Sitzung am 1. Dezember 1999 um ein Perspektivpa- 
pier zur künftigen Gestaltung der Standortwerbung auf Bundesebene zur Gewinnung ausländischer Investitionen für 
Deutschland im Zusammenhang mit den in Kürze anstehenden parlamentarischen Beratungen zum Bundeshaushalt 
2001 und zur Finanzplanung bis zum Jahr 2004 gebeten, welches ich ihnen hiermit zusende. 

Wie Sie dem Bericht entnehmen können, bin ich mit dem Beauftragten für Auslands Investitionen in Deutschland, Herrn 
Hilmar Köpper, über eine Verlängerung seines Engagements für Deutschland über den bisher vereinbarten Zeitpunkt 
(30. Juni 2001) hinaus noch im Gespräch. [Herr Köpper hat mir bereits mitgeteilt, dass er weiterhin... bis zum... zur 
Verfügung stehen würde. Einzelheiten müssen noch auf Arbeitsebene besprochen werden.] 


Mit freundlichen Grüßen 
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